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430. Öffentliche Bekanntmachung der Gebührensatzung für den Zweckver-
band Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck 

 
 
Aufgrund der §§ 1, 2 und 4 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 21.10.1969 (GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.04.2023 
(GV. NRW S. 233) und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
14.7.1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 490), sowie des § 19 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit NW 
vom 01.10.79 (GV NW S. 621), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13. April 
2022 (GV. NRW. S. 490), hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Musikschule 
Greven/Emsdetten/Saerbeck in ihrer Sitzung am 06.11.2024 nachstehende Satzung beschlos-
sen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
1. Die Teilnehmer(innen) am Unterricht der Musikschule bzw. ihre gesetzlichen Vertreter(innen) haben eine Teil-

nahmegebühr zu entrichten. 
 
2. Die Teilnahmegebühr ist eine Jahresgebühr und ist anteilig zu den Fälligkeitsterminen 15.02., 15.05., 15.08. 

und 15.11. zu entrichten. Nachzahlungen infolge Veränderungen sind sofort zu begleichen. Die Teilnahmege-
bühr für die Stundenpakete ist sofort bei Erwerb zu entrichten. 

 
3. Die Zahlungen sind an die Stadtkasse Greven zu leisten. 
 
4. Das Rechnungsjahr sowie das Schuljahr der Musikschule decken sich mit dem Kalenderjahr. 
 
5. Abmeldungen vom Unterricht der Musikschule sind grundsätzlich nur in schriftlicher Form mit vierwöchiger 

Frist zum 31.08. und zum 31.12. möglich. Über Ausnahmen entscheidet die Schulleitung. 

 
 

§ 2 
Höhe der Gebühren (außer Stundenpakete) 

 
A. Kinder, Jugendliche, Schüler, Studenten, Auszubildende, Wehr- und Zivildienstleis-
tende 
 
I. Klassenunterricht 
 

 Fach € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 
pro Jahr in € 

1. Basiskurs (75 Min/Woche, unter 8 
Teiln. 60 Min/Woche) 

33,10 99,30 397,20 

2. Musik. Früherziehung (75 Min /Woche, 
unter 8 Teiln. 60 Min/Woche)  

33,10 99,30 397,20 

3. Musikzwerge (45 bis 60 Min/Woche) 28,00 84,00 336,00 

4. Musikwichtel (35 bis 45 Min/Woche) 28,00 84,00 336,00 

5. Teilnahme an einem Ergänzungsfach 
(Spielkreise Orchester, u.a.) 

   

 mit Hauptfach 5,00 15,00 60,00 

 ohne Hauptfach 10,00 30,00 120,00 

 Akkordeonensemble 20,00 60,00 240,00 

 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20387&vd_back=N490&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20387&vd_back=N490&sg=1&menu=1
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II. Gruppenunterricht Instrument und Gesang 
     (45 Minuten/Woche) 
 

 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal € pro Jahr  

 1. kleine Gruppe (2 Schüler)  61,70 185,10 740,40 

2. kleine Gruppe (3 Schüler)  54,10 162,30 649,20 

3. große Gruppe (4 Schüler) 45,10 135,30 541,20 

4. große Gruppe (5 Schüler) 38,70 116,10 464,40 

5. große Gruppe (6 Schüler) 32,10 96,30 385,20 

 
 

III. Einzelunterricht Instrument und Gesang 
 
 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal € pro Jahr 

1. 30 Min/Woche 76,00 228,00 912,00 

2. 45 Min/Woche  107,00 321,00 1284,00 

 

 
 

B. Unterricht für die nicht unter A. fallenden Personen 
 

I. Klassenunterricht 
 
 Fach € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 

pro Jahr in € 

1. Teilnahme an einem Ergänzungsfach 
(Spielkreise Orchester, u.a.) 

   

 mit Hauptfach 5,00 15,00 60,00 

 ohne Hauptfach 10,00 30,00 120,00 

 Akkordeonensemble 20,00 60,00 240,00 

 Erwachsenen-Querflötenensemble 20,00 60,00 240,00 

 

II. Gruppenunterricht Instrument und Gesang 
     (45 Minuten/Woche) 
 
 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 

pro Jahr in € 

1. Kleine Gruppe (2 bis 4 Schüler)  88,00 264,00 1056,00 

 

III. Einzelunterricht Instrument und Gesang 
 
 Unterrichtsart € pro Monat € pro Quartal Gesamtbetrag 

pro Jahr in € 

1. 30 Min/Woche 105,70 317,10 1268,40 

2. 45 Min/Woche  151,40 454,20 1816,80 

 

 
C. Besondere Unterrichtsformen  
 
Für von der Gebührensatzung abweichende oder in dieser nicht erfasste Unterrichtsformen bzw. Unterrichtsangebote 
der Musikschule kann die Schulleitung eine Gebühr festsetzen. Diese muss den wirtschaftlichen Erfordernissen der 
Schule entsprechen.  
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§ 3 
Stundenpakete 

 
1. Angebotene Stundenpakete und Höhe der Gebühren 
 

 Paket Ermäßigte 
Personen 
gemäß § 2, A 

Personen 
gemäß § 2, B 

1. Paket A: 5 Unterrichtseinheiten à 30 Minuten 125 € 175 € 

2. Paket B: 10 Unterrichtseinheiten à 30 Minuten 240 € 340 € 

3. Paket C: 5 Unterrichtseinheiten à 45 Minuten 185 € 255 € 

4. Paket D: 10 Unterrichtseinheiten à 45 Minuten 355 € 500 € 

5. Paket E: 5 Unterrichtseinheiten 2er Gruppe à 45 Minuten 100 € 140 € 

6. Paket F: 10 Unterrichtseinheiten 2er Gruppe à 45 Minuten 185 € 255 € 

 
2. Buchung und Gültigkeit 

Stundenpakete können jederzeit im laufenden Schuljahr gebucht werden. Die Gültigkeit der Stundenpakete 
beträgt ab Buchungsdatum sechs Kalendermonate für Paket A, Paket C und Paket E und zwölf Kalendermo-
nate für Paket B, Paket D und Paket F. Nicht genutzte Unterrichtseinheiten verfallen nach Ablauf der Gültig-
keitsdauer. Stundenpakete verlängern sich nicht automatisch und müssen nach Ablauf der Gültigkeitsdauer 
erneut gebucht werden. 
 

3. Besondere Regelungen 
Bei Krankheit oder Verhinderung der Lehrkraft wird die Unterrichtseinheit nachgeholt. Kurzfristige Absagen 
von vereinbarten Unterrichtseinheiten unter 24 Stunden seitens des Teilnehmers / der Teilnehmerin gelten als 
abgegoltene Unterrichte. 
 

4. Verhältnis zu bestehenden Regelungen und Geltungsbereich 
Für alle nicht durch diese Erweiterung geregelten Aspekte, einschließlich aber nicht beschränkt auf Ermäßi-
gungen, Zahlungsmodalitäten, Kündigungsfristen und sonstige Bestimmungen, gilt weiterhin die bestehende 
Gebührensatzung der Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck in ihrer jeweils gültigen Fassung. 
Im Falle von Widersprüchen zwischen den Bestimmungen dieser Erweiterung und der bestehenden Gebüh-
rensatzung haben die Regelungen dieser Erweiterung Vorrang, soweit sie sich spezifisch auf die hier einge-
führten Stundenpakete beziehen. 
 

§ 4 
Gebührenermäßigung/ Gebührenbefreiung/ Gebührenerstattung 

 
1. Teilnehmerermäßigung 

Bei der Teilnahme mehrerer Mitglieder einer Familie am Unterricht der Musikschule ermäßigen sich die Ge-
bühren nach § 2 wie folgt:   bei 2 Mitgliedern um je 15 %, 

    bei mehr als 2 Mitgliedern um je 20 %. 
 
 Die Belegung eines Ergänzungsfaches, eines Stundenpakets sowie eines Angebotes im Projektbereich bleibt 

bei der Festlegung der Mitgliederzahl einer Familie unberücksichtigt. Gleichfalls wird für die Teilnahme an 
einem Ergänzungsfach oder eines Angebotes im Projektbereich keine Ermäßigung gewährt.  

 
2. Gebührenbefreiung 
 Unterrichtsgebühren, die den Wert des Gutscheins für die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben über-

steigen, werden auf schriftlichen Antrag für Teilnehmer/innen die, sowie für Kinder und Jugendliche deren 
Familien Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II oder nach dem Sozialgesetzbuch XII erhalten, erlassen. 
Ein entsprechender Nachweis ist halbjährlich zu erbringen. Stundenpakete sind von jeglichen Ermäßigungen 
ausgenommen.  

 
3. Unterrichtsversäumnisse/Unterrichtsausfall 

Wird eine Unterrichtsstunde aus Gründen, die beim Schüler/ bei der Schülerin liegen, nicht wahrgenommen, 
besteht kein Anspruch auf eine Nachholstunde oder auf Erstattung des Unterrichtsentgeltes. 
Fällt der Unterricht aus Gründen aus, die von der Musikschule zu vertreten sind, gilt folgende Regelung: 
Bei der Bemessung des Entgelts ist ein gelegentlicher Unterrichtsausfall wegen Erkrankung oder sonstiger 
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Verhinderung der Lehrperson berücksichtigt worden. Werden aber innerhalb eines Kalenderjahres weniger als 
35 Unterrichtsstunden erteilt, kann zum Jahresende, spätestens bis zum 31.1. des darauffolgenden Jahres, 
die Erstattung des anteiligen Entgeltes beantragt werden, sofern die Musikschule die Erstattung nicht schon 
veranlasst hat. Ausgenommen sind Stundenpakete. 
Grundsätzlich wird Musikunterricht als Präsenzunterricht erteilt. Sollte eine Unterrichtserteilung in den 
Unterrichtsräumen aus Gründen höherer Gewalt (z.B. Sturm, Pandemie) nicht möglich sein, behält sich die 
Musikschule vor, den Musikunterricht durch mediengestützte Unterrichtsformen (in digitaler Form bzw. als 
Online-Unterricht) anzubieten. Diese Unterrichtsform gilt als gleichwertiger Ersatz und löst keinen 
Erstattungsanspruch aus. Es besteht ebenfalls kein Erstattungsanspruch, wenn der angebotene Online-
Unterricht nicht in Anspruch genommen wird. 

 

§ 5 
Leihgebühren für schuleigene Instrumente 

 
Der Zweckverband Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck stellt Schülern und Schülerinnen der Musikschule in 
begrenztem Umfang für die Dauer von 1 Jahr Leihinstrumente zur Verfügung.  
Die Leihgebühr staffelt sich wie folgt:  

 10,20 € mtl. bei einem Instrumentenwert von bis zu 250 Euro  

 14,30 € mtl. bei einem Instrumentenwert von bis zu 1000 Euro  

 18,70 € mtl. bei einem Instrumentenwert von über 1000 Euro  
 
Über die Ausgabe der Instrumente sowie über eine evtl. Verlängerung der Leihfrist im Ausnahmefall entscheidet 
die Schulleitung. 
 
 

§ 6 
Schlussbestimmung 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung des Zweckverbandes Musik-
schule Greven/Emsdetten/Saerbeck vom 14.11.2023 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Gebührensatzung des Zweckverbandes Musikschule Greven/Emsdetten/Saerbeck wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß §8 GKG in Verbindung mit §7 Gemeindeordnung (GO) NW wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO und des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 
1.10.1979 (GV NW S. 621), gegen die vorstehende Gebührensatzung des Zweckverbandes Musikschule Gre-
ven/Emsdetten/Saerbeck nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss der Verbandsversammlung vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Zweckverband Musikschule Greven/Emsdet-

ten/Saerbeck gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 

Greven, der 06.11.2024      Zweckverband Musikschule  
Greven/Emsdetten/Saerbeck 
gez. Aden 
Verbandsvorsteher 
     

       
         Kreis Steinfurt 72/2024/430 
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431. Öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2023 der Musik-
schule Greven/Emsdetten/Saerbeck 
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432. Öffentliche Bekanntmachung der Mitgliederversammlung der Gruppen 
„A“ und „B“ des Unterhaltungsverbandes Landersum-Bentlage 
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433. Öffentliche Bekanntmachung der Satzung über die Abfallentsorgung im 
Kreis Steinfurt 2025 vom 18.12.2024 (Abfallentsorgungssatzung) 

 
 

Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -KrO- in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), der §§ 2, 3, 5 und 9 des Kreislauf-wirtschafts-

gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen -LKrWG- vom 21. Juni 1988 (GV. NW. S. 250), zu-

letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (GV. NRW. S. 443), hat der 

Kreistag des Kreises Steinfurt in seiner Sitzung am 16.12.2024 folgende Satzung über die Ab-

fallentsorgung im Kreis Steinfurt 2025 (Abfallentsorgungssatzung) beschlossen: 

 

§ 1 

Aufgaben 

(1) Der Kreis betreibt die Entsorgung der Abfälle in seinem Gebiet nach Maßgabe der Gesetze 

und dieser Satzung als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirtschaft-

liche Einheit.  

(2) Die abfallwirtschaftlichen Aufgaben hat der Kreis auf die Entsorgungsgesellschaft Steinfurt 

mbH (EGST), Im Bioenergiepark 3, 48369 Saerbeck, übertragen. 

 

§ 2 

Umfang der Abfallentsorgung 

Die Entsorgung von Abfällen durch den Kreis Steinfurt umfasst nach Maßgabe des Abfallwirt-

schaftskonzeptes (AWK) Maßnahmen zur Vermeidung von Abfällen, zur Vorbereitung zur Wie-

derverwendung, zum Recycling, zur sonstigen Verwertung, insbesondere zur stofflichen oder 

energetischen Verwertung sowie zur Verfüllung und zur Beseitigung von allen Abfällen. Des 

Weiteren umfasst die Entsorgung auch das Gewinnen von Energie aus Abfällen sowie das Be-

handeln, Lagern und Ablagern von Abfällen nach Maßgabe dieser Satzung. Das Einsammeln 

und Befördern zur Verwertung und/oder die Behandlung bzw. Ablagerung der Abfälle und der 

Transport zu Umladestationen wird von den kreisangehörigen Städten und Gemeinden nach 

den von ihnen erlassenen Abfallsatzungen und unter Beachtung des AWK des Kreises Steinfurt 

in seiner jeweils gültigen Fassung wahrgenommen. Die erforderlichen Festlegungen für die 

Maßnahmen der kreisangehörigen Gemeinden sind in den § 4, 5 und 10 berücksichtigt. 

  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18976&vd_back=N916&sg=0&menu=0
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§ 3 

Ausgeschlossene Abfälle 

(1) Von der Entsorgung ausgeschlossen sind gem. § 20 Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts-ge-

setzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 5 

des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56), mit Zustimmung der zuständigen 

Behörde:  

a) Alle Abfälle, die nicht in der Anlage (Positivkatalog), der Bestandteil dieser Sat-

zung ist, aufgeführt sind: Dies gilt auch dann, wenn diese Abfälle mit anderen 

- nicht ausgeschlossenen - vermischt sind, ungeachtet des Mischungsverhält-

nisses. 

b) Grundsätzlich von der Entsorgung ausgeschlossen sind flüssige, nicht stich-

feste, staubende und gasende Abfälle jeglicher Art sowie Abfälle, die aufgrund 

ihrer Temperatur eine Brandgefahr darstellen können. 

c) Verpackungen i. S. d. § 3 des Gesetzes über das Inverkehrbringen, die Rück-

nahme und die hochwertige Verwertung von Verpackungen (Verpackungs-ge-

setz - VerpackG) vom 5. Juli 2017 (BGBl. I. S. 2234), zuletzt geändert durch 

Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 294), soweit 

Rücknahmeeinrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen. 

(2) Über Absatz 1 hinaus kann der Kreis in Einzelfällen mit Zustimmung der oberen Abfallwirt-

schaftsbehörde Abfälle vom Anliefern, Behandeln, Lagern und Ablagern ausschließen, 

wenn diese nach ihrer Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen 

anfallenden Abfällen entsorgt werden können. 

(3) Soweit Abfälle von der Entsorgung durch den Kreis ausgeschlossen sind, ist der Besitzer 

dieser Abfälle nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes zur Entsorgung ver-

pflichtet. 

(4) Weitere Abfälle können vom Kreis entsorgt werden, soweit die erforderlichen Zulassungen 

von den jeweils zuständigen Behörden erteilt werden. 

 

§ 4 

Schadstoffhaltige Abfälle 

(1) § 3 Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung auf solche Abfälle aus Haushaltungen, die we-

gen ihres Schadstoffgehaltes zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit getrennter Ent-

sorgung bedürfen; dies gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus Gewerbe- 

oder Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den zuvor genannten Abfällen entsorgt wer-

den können. Anlieferungsberechtigt für Kleinmengen sind neben Haushaltungen nur sol-

che Gewerbe- oder Dienstleistungsbetriebe, bei denen jährlich insgesamt nicht mehr als 

500 kg, der in der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-

Verordnung – AVV) vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3379 ff.), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 der Verordnung vom 30. Juni 2020 (BGBl. I S. 1533), durch ein Sternchen (*) als 

gefährlich gekennzeichnete Abfallarten, anfallen. 
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(2) Gefährliche Abfälle dürfen, soweit sie aus Haushaltungen stammen, nur zu den von den 

öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern bekannt gegebenen Terminen an den Sammel-

stellen und Sammelfahrzeugen (Schadstoffmobil) angeliefert werden. Soweit sie aus Ge-

werbe- oder Dienstleistungsbetrieben stammen, sind sie – falls der Abfallbesitzer eine Ent-

sorgung nicht selbst oder durch von ihm beauftragte Dritte in einer dafür zugelassenen 

Anlage vornimmt – dem für diesen Zweck eingerichteten Sammelsystem, nach vorheriger 

Anmeldung, zuzuführen. 

(3) Die getrennte Erfassung der Problemabfälle durch das Schadstoffmobil ist mindestens 4-

mal jährlich in jeder Stadt oder Gemeinde durchzuführen.  

 

§ 5 

Abfallentsorgungsanlagen und Annahmestellen 

(1) Der Kreis stellt den Eingangsbereich der Zentraldeponie Altenberge für alle Abfälle zur 

Verfügung, soweit  

a) die Abfälle nicht an den in Abs. 2 genannten Anlagen anzuliefern sind oder 

b) die Abfälle nicht an den in Abs. 3 genannten Anlagen angeliefert werden. 

(2) Folgende weitere Annahmestellen werden vom Kreis zur Verfügung gestellt, an denen die 

nachfolgend aufgeführten Abfälle anzuliefern sind:  

a) Für Haus- und Sperrmüll aus kommunalen Sammlungen: 

 Zentraldeponie Altenberge, Westenfeld 110, 48341 Altenberge für die 

Städte und Gemeinden: Altenberge, Emsdetten, Greven, Horstmar, Laer, 

Metelen, Neuenkirchen, Nordwalde, Ochtrup, Saerbeck, Steinfurt und 

Wettringen 

 Umschlag Ibbenbüren auf dem Gelände der Manfred Woitzel GmbH & Co. 

KG, Zeppelinstraße 13, 49479 Ibbenbüren für die Städte und Gemeinden 

Hörstel, Hopsten, Ibbenbüren, Ladbergen, Lengerich, Lienen, Lotte, Met-

tingen, Recke, Rheine, Tecklenburg und Westerkappeln 

b) Für Grünabfälle (Gartenabfälle, wie z. B. Strauch-, Hecken-, Rasen- und Stau-

denschnitt, jedoch keine Küchenabfälle wie z. B. Speisereste, Obst-, Gemüse-

abfälle oder Eierschalen):  

 Kompostwerk Saerbeck, Im Bioenergiepark 16, 48369 Saerbeck 

 Reterra West GmbH & Co. KG, Westenfeld 107a, 48341 Altenberge 

 Manfred Woitzel GmbH & Co. KG, Zeppelinstraße 13, 49479 Ibbenbüren 

 Kockmann GmbH, Weinerpark 17, 48607 Ochtrup 

 Kockmann GmbH, Wertstoffhof Steinfurt-Burgsteinfurt, Carl-Benz-Straße 

13, 48565 Steinfurt 

 Büscher-Seifert, Neuenkirchener Str. 158, 49497 Mettingen 
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 PreZero Service Nord-Westfalen GmbH & Co. KG, Hullmanns Damm 15, 

49525 Lengerich (bis 3 m³ je Anlieferung) 

 Lohmann Containerdienst GmbH, Gutenbergstraße 7, 48282 Emsdetten 

(bis 3 m³ je Anlieferung)  

 Remondis Emsdetten GmbH, Sternbusch 50, 48282 Emsdetten (bis  

3,0 m³ je Anlieferung)  

c) Für Bioabfälle (auch Küchen- und Speiseabfälle) aus kommunalen Sammlun-

gen:  

 Kompostwerk Saerbeck, Im Bioenergiepark 16, 48369 Saerbeck, für alle 

Städte und Gemeinden des Kreises Steinfurt 

d) Für Papier/Pappe/Kartonagen (PPK):  

 Reterra West GmbH & Co. KG, Standort Altenberge, Westenfeld 107a, 

48341 Altenberge für die Städte und Gemeinden Altenberge, Horstmar, 

Laer und Nordwalde 

 August Meyer Entsorgung- und Technische Dienstleistungen GmbH & Co. 

KG, Elbestraße 109, 49090 Osnabrück für die Gemeinden Lotte und Wes-

terkappeln 

 Remondis Emsdetten GmbH, Sternbusch 50, 48282 Emsdetten für die 

Städte und Gemeinden Emsdetten, Neuenkirchen, Saerbeck und Steinfurt 

 PreZero Service Emsland GmbH & Co. KG, Siemensstraße 5, 48480 

Spelle für die Städte und Gemeinden Hörstel und Hopsten 

 PreZero Service Nord-Westfalen GmbH & Co. KG, Hullmanns Damm 15, 

49525 Lengerich für die Städte und Gemeinden Ladbergen, Lengerich, Li-

enen und Tecklenburg 

 Stenau Entsorgungs- und Kreislaufwirtschaft GmbH & Co. KG, Hentschel-

straße 7, 48599 Gronau für die Städte und Gemeinden Metelen, Ochtrup 

und Wettringen 

 Manfred Woitzel GmbH & Co. KG, Zeppelinstraße 13, 49479 Ibbenbüren 

für die Städte und Gemeinden Ibbenbüren, Mettingen und Recke 

e) Für Abfälle gem. § 4: 

 das Schadstoffmobil und  

 für die Stadt Rheine die Annahmestelle auf dem Wertstoffhof der Techni-

schen Betriebe Rheine, Am Bauhof 2 – 16, 48431 Rheine 

f) Für Elektro- und Elektronikgeräte, soweit diese Geräte nicht nach dem Elektro- 

und Elektronikgerätegesetz zu entsorgen sind:  

 Lohmann Containerdienst GmbH, Gutenbergstraße 7, 48282 Emsdetten 
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g) Für Krankenhausabfälle (Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infek-

tionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt werden, z. B. 

Wund- und Gipsverbände, Wäsche, Einwegkleidung und Windeln): 

 2M Recycling GmbH, Sandkampstraße 219, 48432 Rheine  

(3) Nicht aus den kommunalen Sammlungen stammende gemischte Siedlungsabfälle aus 

dem Kleingewerbe (bis max. 5 m³ im Einzelfall) und aus privaten Haushaltungen (Kleinan-

lieferer) können auch an nachfolgenden Annahmestellen angeliefert werden:  

 Kompostwerk Saerbeck, Im Bioenergiepark 16, 48369 Saerbeck 

 2M Recycling GmbH, Sandkampstraße 219, 48432 Rheine 

 Manfred Woitzel GmbH & Co. KG, Zeppelinstraße 13, 49479 Ibbenbüren 

 PreZero Service Nord-Westfalen GmbH & Co. KG, Hullmanns Damm 15, 

49525 Lengerich 

 Büscher-Seifert, Neuenkirchener Straße 158, 49497 Mettingen 

 Kockmann GmbH, Wertstoffhof Steinfurt-Burgsteinfurt, Carl-Benz-Straße 

13, 48565 Steinfurt 

 Lohmann Containerdienst GmbH, Gutenbergstraße 7, 48282 Emsdetten 

(4) Der Kreis ist berechtigt, im Einzelfall von der Zuordnung abzuweichen, wenn dies aus 

Gründen einer ordnungsgemäßen Entsorgung oder aus organisatorischen oder techni-

schen Gründen erforderlich ist, soweit die erforderlichen Zulassungen von den jeweils zu-

ständigen Behörden erteilt werden.  

 

§ 6 

Anschluss- und Benutzungsrecht für Besitzer von Abfällen 

Der Besitzer, dessen Abfälle vom Einsammeln und Befördern durch eine kreisangehörige Ge-

meinde ausgeschlossen sind, ist berechtigt, vom Kreis bzw. der EGST das Behandeln, Lagern 

und Ablagern der Abfälle zu verlangen, soweit der Kreis diese Abfälle nicht seinerseits von der 

weiteren Entsorgung ausgeschlossen hat (Anschluss- und Benutzungsrecht). 

 

§ 7 

Anschluss- und Benutzungszwang für Besitzer von Abfällen 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet des Kreises liegenden Grundstücks ist verpflichtet, sein 

Grundstück an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das 

Grundstück von privaten Haushalten zu Wohnzwecken genutzt wird (Anschlusszwang). 

Der Eigentümer eines Grundstücks als Anschlusspflichtiger und jeder andere 

Abfallbesitzer (z. B. Mieter, Pächter) ist verpflichtet, die auf seinem Grundstück oder sonst 

bei ihm anfallenden Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushalten im Rahmen der §§ 2 

bis 6 der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Benutzungszwang). 
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Abfälle aus privaten Haushalten sind nach § 17 Abs. 1 S. 1 KrWG i. V. m. § 2 Nr. 2 der 

Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von 

bestimmten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV) vom 18. 

April 2017 (BGBl. I. S. 896, zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 28. April 

2022 (BGBl. I S. 700) Abfälle, die in privaten Haushalten im Rahmen der privaten 

Lebensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder 

Gebäudeteilen sowie anderen vergleichbaren Anfallstellen wie Wohnheimen und 

Einrichtungen des betreuten Wohnens.  

(2) Eigentümer von Grundstücken oder Abfallerzeuger/Abfallbesitzer auf Grundstücken, die 

nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig, z. B. gewerblich/industriell genutzt werden, 

haben gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grundstücken 

Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 17 Abs. 1 S. 2 KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 

Abs. 1 GewAbfV insbesondere für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 

GewAbfV, die nicht verwertet werden, eine Pflichtrestmülltonne nach den näheren 

Maßgaben der Satzungen der kreisangehörigen Städte und Gemeinden zu nutzen. 

Gewerbliche Siedlungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten 

sind Siedlungsabfälle, die in Kapitel 20 der Anlage der Verordnung über das Europäische 

Abfallverzeichnis aufgeführt sind. 

(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach den Absätzen 1 und 2 besteht auch für 

Grundstücke, die gewerblich/industriell und gleichzeitig von privaten Haushalten zu 

Wohnzwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). 

(4) Der Besitzer, dessen Abfälle vom Einsammeln und Befördern durch eine kreisangehörige 

Stadt oder Gemeinde ausgeschlossen sind, ist verpflichtet, das Behandeln, Lagern und 

Ablagern der Abfälle in den vom Kreis zur Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlagen 

vornehmen zu lassen, soweit der Kreis diese Abfälle nicht seinerseits von der weiteren 

Entsorgung ausgeschlossen hat und soweit der Abfallerzeuger und -besitzer nach § 17 

Abs. 1 KrWG zur Überlassung verpflichtet ist (Anschluss- und Benutzungszwang). Dies gilt 

auch für den Fall des § 7 Abs. 1 GewAbfV, wenn eine kreisangehörige Stadt oder 

Gemeinde das Einsammeln und Befördern ausgeschlossen hat. Der Benutzungszwang 

besteht nicht,  

 soweit Abfälle nach § 3 von der Abfallentsorgung ausgeschlossen sind, 

 soweit Abfälle, die nicht gefährlich sind, durch ordnungsgemäß angezeigte 

gemeinnützige Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlosen 

Verwertung zugeführt werden, 

 soweit Abfälle, die nicht gefährlich sind, durch gewerbliche Sammlung einer 

ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden, wenn und 

soweit dies dem Kreis nachgewiesen wird und nicht überwiegende öffentliche 

Interessen entgegenstehen. 

§ 8 

Inanspruchnahme der Abfallentsorgungsanlagen und Annahmestellen 
durch die Städte und Gemeinden 
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(1) Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben im Rahmen der §§ 1 - 4 die in ihrem 

Gebiet anfallenden und ihnen zu überlassenden Abfälle einzusammeln und zu den vom 

Kreis dafür gem. § 5 zur Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlagen und Annahme-

stellen zu befördern. 

(2) Kommunale Bioabfälle sind innerhalb von 2 Werktagen nach Sammlung zur Annahme-

stelle gem. § 5 Abs. 2 c) zu befördern.  

 

§ 9 

Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen und Annahmestellen 

(1) Die Benutzung der vom Kreis zur Verfügung gestellten Abfallentsorgungsanlagen und 

Annahmestellen richtet sich, soweit darüber in dieser Satzung nichts enthalten ist, nach 

der jeweiligen Betriebsordnung.  

(2) Abfälle, die die Gemeinden nach ihren satzungsrechtlichen Bestimmungen vom 

Einsammeln und Befördern ausgeschlossen haben, sind von den Abfallbesitzern bei der 

hierfür nach § 5 vorgesehenen Abfallentsorgungsanlage und Annahmestelle anzuliefern. 

(3) Der Kreis oder der von ihm beauftragte Dritte kann Abfälle zurückweisen, wenn die 

Anforderungen der Benutzungsordnung nicht eingehalten werden, im Einzelfall 

entstehende Mehrkosten sind vom Abfallanlieferer über die nach § 17 zu zahlende Gebühr 

bzw. Entgelte hinaus zu tragen. Dies gilt auch für angelieferte Abfälle, die von der 

Entsorgung ausgeschlossen sind. 

(4) Wird ein Gemisch aus zwei oder mehr Abfallarten angeliefert, jedoch nur als eine Abfallart 

deklariert, so ist die jeweils höhere Gebühr bzw. das jeweils höhere Entgelt zu zahlen. 

(5) Für Bioabfall- und Grünabfallanlieferungen mit einem Störstoffanteil von mehr als  

3 Gew.-% ist eine erhöhte Gebühr zu entrichten, sofern nicht vom Zurückweisungsrecht 

Gebrauch gemacht wird. Die Höhe dieser Gebühr ergibt sich aus der jeweils gültigen 

"Gebührensatzung für die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen des Kreises Steinfurt". 

Im Einzelfall entstehende Mehrkosten (z. B. Analyse- und Sortierkosten) sind von der für 

die Einsammlung zuständigen kreisangehörigen Kommune über die nach § 17 zu 

zahlender Gebühr hinaus zu tragen. 
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§ 10 

Verwertung von Abfällen 

(1) Der Kreis stellt im Rahmen seiner Zuständigkeit die Verwertung von 

Papier/Pappe/Kartonagen (PPK) sowie von Bio- sowie Grünabfällen auch durch die 

Beauftragung Dritter sicher.  

(2) Besitzer, deren Abfälle vom Einsammeln und Befördern durch kreisangehörige Städte oder 

Gemeinden ausgeschlossen sind, haben Papier/Pappe/Kartonagen, Hohlglas und 

Bioabfälle getrennt von anderen Abfällen einer Verwertung zuzuführen. 

(3) Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden haben zur Verwertung folgende Abfälle 

mindestens in dem nachfolgend festgelegten Umfang getrennt zu erfassen: 

 Papier/Pappe/Kartonagen sollen im Rahmen einer regelmäßigen Grundstück-

sentsorgung (Holsystem mittels Papiermonotonne) getrennt von anderen Abfäl-

len eingesammelt und einer Verwertung zugeführt werden. Der Abfuhrrhythmus 

soll einen Monat nicht überschreiten. 

 Bioabfälle sollen im Rahmen einer regelmäßigen Grundstücksentsorgung (Hol-

system mittels Bioabfalltonne) getrennt von anderen Abfällen eingesammelt und 

einer Verwertung zugeführt werden. Der Abfuhrrhythmus soll zwei Wochen 

nicht überschreiten. 

(4) Von den abfallwirtschaftlichen Festlegungen kann der Kreis im Einzelfall auf begründeten 

Antrag hin widerruflich Ausnahmen zulassen. Die Ausnahmen können befristet und mit 

Nebenbestimmungen versehen werden.  

 

§ 11 

Getrennthaltung von Abfällen 

Vorbehaltlich anderer bundes- oder landesrechtlicher Regelungen haben nicht an die öffentliche 

Abfallentsorgung angeschlossene Personen, Betriebe und Einrichtungen einschl. der Beförde-

rer Abfälle getrennt zu halten und den für den jeweiligen Abfallstoff eingerichteten örtlichen Sam-

melsystemen (öffentlich aufgestellten Sammelbehältern, Einzelwertstoffbehältern im Holsystem 

oder Straßensammlungen) bzw. Verwertungsanlagen zuzuführen, wenn dadurch bestimmte Ab-

fallarten verwertet oder für sie vorgesehene Entsorgungswege genutzt werden können. Von 

dieser Verpflichtung kann der Kreis durch Ausnahmegenehmigung im Einzelfall oder durch All-

gemeinverfügung entbinden. 

 

§ 12 

Anmeldepflichten 

(1) Die kreisangehörigen Gemeinden haben der EGST jede wesentliche Änderung für die 

anfallenden Abfälle nach Zusammensetzung und Menge unverzüglich zu melden.  
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(2) Das Gleiche gilt für den Besitzer von Abfällen, sofern dieser nach § 7 seine Abfälle 

unmittelbar dem Kreis bzw. der EGST zu überlassen hat, und zwar auch für den 

erstmaligen Anfall von Abfällen. Wechselt der Inhaber des Betriebes, aus dem bisher 

regelmäßig Abfälle zu einer der in § 5 Abs. 1 bis 3 aufgeführten Abfallentsorgungsanlagen 

und Annahmestellen unmittelbar befördert worden sind, so hat der neue Inhaber dies der 

EGST unverzüglich mitzuteilen. 

 

§ 13 

Auskunftspflicht und Betretungsrecht 

(1) Der Anschlussberechtigte ist verpflichtet, über § 12 hinaus alle für die Abfallentsorgung 

erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlassungspflichtige Abfälle 

anfallen, sind verpflichtet das Betreten der Grundstücke zum Zwecke der Überwachung 

der Getrennthaltung und Verwertung von Abfällen zu dulden (§ 19 KrWG). 

(3) Den Beauftragten des Kreises ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt 

werden, ungehinderter Zutritt zu Grundstücken und insbesondere zu solchen Betrieben zu 

gewähren, bei denen Abfälle anfallen: Auf den Grundstücken vorhandene Sammelstellen 

für Abfälle müssen zu diesem Zweck jederzeit zugänglich sein. 

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. Wird einer Anordnung nicht innerhalb 

einer angemessenen Frist entsprochen, ist der Kreis berechtigt, die notwendigen 

Zwangsmittel nach §§ 55 ff. des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2003 (GV. 

NRW. 2003, S. 24), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. April 2023 (GV. 

NRW. S. 230), anzuwenden, insbesondere die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten des 

Anschlussberechtigten durchzuführen oder von anderen durchführen zu lassen. 

(5) Die Beauftragten haben sich durch einen vom Kreis ausgestellten Dienstausweis 

auszuweisen. 

 

§ 14 

Abfallberatung 

Die kreisangehörigen Städte und Gemeinden informieren und beraten über die Möglichkeiten 

der Vermeidung, der Vorbereitung zur Wiederverwendung, des Recyclings, der sonstigen Ver-

wertung und der Beseitigung sowie der umweltgerechten Entsorgung von Abfällen aus Haus-

halten. Für Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen obliegt diese Aufgabe der EGST. 
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§ 15 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 

(1) Unterbleibt die dem Kreis obliegende Abfallentsorgung bei vorübergehenden Einschrän-

kungen, Unterbrechungen oder Verspätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, be-

triebsnotwendigen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die erforderlichen 

Maßnahmen sobald wie möglich nachgeholt. 

(2) Im Fall des Abs. 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der Gebühren oder Entgelte 

oder auf Schadensersatz. 

 
§ 16 

Anfall der Abfälle 

(1) Als angefallen zum Ablagern, Behandeln oder Umladen in den vom Kreis zur Verfügung 

gestellten Abfallentsorgungsanlagen/Annahmestellen gelten dem Kreis nach § 17 Abs. 1 

KrWG zu überlassene Abfälle, sobald die Voraussetzungen des Abfallbegriffs des § 3 Abs. 

1 KrWG erstmals erfüllt sind. 

(2) Die Abfälle gehen in das Eigentum des Kreises über, sobald sie bei der Abfallentsorgungs-

anlage/Annahmestelle angenommen sind.  

(3) Der Kreis ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Gegenständen suchen zu lassen. 

Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt.  

(4) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen.  

 

§ 17 

Gebühren und Entgelte 

Für die Inanspruchnahme der in § 5 Abs. 1 bis 3 aufgeführten Abfallentsorgungsanlagen und 

Annahmestellen werden Benutzungsgebühren nach der zu dieser Satzung erlassenen "Gebüh-

rensatzung für die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen des Kreises Steinfurt" in der jeweils 

gültigen Fassung erhoben, mit Ausnahme der Inanspruchnahme der Abfallentsorgungsanlagen 

und Annahmestellen mit Abfällen, die von den Abfallbesitzern außerhalb der kommunalen Ein-

sammlung überlassen werden und aus anderen Herkunftsbereichen als aus privaten Haushal-

ten stammen. Erzeugern oder Anlieferern dieser nicht aus Haushalten stammenden Abfälle wer-

den grundsätzlich Entgelte entsprechend der der Gebührensatzung beigefügten Entgeltordnung 

von der EGST direkt in Rechnung gestellt. 
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§ 18 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Regelungen handelt ord-

nungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er 

a) vom Einsammeln und Befördern durch kreisangehörige Gemeinden ausgeschlossene 

Abfälle nicht bestimmungsgemäß zu einer vom Kreis zur Verfügung gestellten Ab-

fallentsorgungsanlage und Annahmestelle befördert (§ 7 und § 9 Abs. 2), 

b) Abfälle unter Verstoß gegen §§ 3 und 5 an den Abfallentsorgungsanlagen und An-

nahmestellen anliefert, 

c) entgegen § 4 Abs. 1 S. 2 Abfälle anliefert, 

d) entgegen § 9 Abs. 1 gegen Betriebsordnungen für Abfallentsorgungsanlagen ver-

stößt, 

e) den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Veränderungen des Abfalls 

nicht unverzüglich anmeldet (§ 12), 

f) entgegen § 13 Abs. 1 erforderliche Auskünfte nicht, nicht richtig, unvollständig oder 

nicht fristgerecht abgibt oder Anordnungen nach § 13 Abs. 4 S. 1 nicht befolgt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 EUR geahndet werden, 

soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.  

 

§ 19 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Abfallent-

sorgung des Kreises Steinfurt vom 14. Dezember 2023 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Steinfurt wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 5 Absatz 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird da-
rauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
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wurde nicht durchgeführt, 
2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Steinfurt, den 18. Dezember 2024 Kreis Steinfurt 
 Der Landrat 
 Az. 13/2–01.02.05-001/008 
 gez. Dr. Martin Sommer 
 Landrat 
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Anlage zur Satzung über die Abfallentsorgung im Kreis Steinfurt (§ 3 Abs. 1 a) 

 

Abfallartenkatalog (Positivliste) 

Die zur Entsorgung zugelassenen Abfälle sind im Folgenden mit einem Abfallschlüssel gemäß 

der Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung – AVV) 

vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3379 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 

vom 30. Juni 2020 (BGBl. I S. 1533.), aufgelistet. Für Abfallarten, die mit Indizes gekennzeich-

net sind, ist eine Entsorgung durch den Kreis Steinfurt nur unter Berücksichtigung der jeweils 

angeführten Indizes möglich (Erläuterungen am Ende dieser Auflistung).  

Abfälle, die nicht abgelagert werden, also vorbehandelt werden, dürfen 

(1) eine Kantenlänge von 2 m nicht überschreiten und  

(2) nicht gerollt, mehrlagig und gebündelt sein.  

Weiterhin werden größere Mengen von mit Blut oder anderen Sekreten sichtbar verunreinigte Abfälle aus dem 

medizinischen Bereich nur angenommen, wenn sie in undurchsichtigen, flüssigkeitsundurchlässigen und verschlos-

senen Kunststoffsäcken (Polyethylen mit mind. 0,05 mm Folienstärke) der Abfallentsorgung zugeführt werden. 

 

Abfall-

schlüssel 
Index Abfallbezeichnung 

01   Abfälle, die beim Aufsuchen, Ausbeuten und Gewinnen sowie bei der 

physikalischen und chemischen Behandlung von Bodenschätzen entste-

hen 

01 03   Abfälle aus der physikalischen und chemischen Verarbeitung von metall-

haltigen Bodenschätzen 

01 03 07  *, 1 andere, gefährliche Stoffe enthaltende Abfälle aus der physikalischen und 

chemischen Verarbeitung von metallhaltigen Bodenschätzen 

01 03 09  1 Rotschlamm aus der Aluminiumoxidherstellung mit Ausnahme von Rot-

schlamm, der unter 01 03 07 fällt 

    

01 04   Abfälle aus der physikalischen und chemischen Weiterverarbeitung von 

nichtmetallhaltigen Bodenschätzen 

01 04 07  *, 1 gefährliche Stoffe enthaltende Abfälle aus der physikalischen und chemischen 

Weiterverarbeitung von nichtmetallhaltigen Bodenschätzen 

01 04 08  1 Abfälle von Kies- und Gesteinsbruch, mit Ausnahme derjenigen, die unter 01 

04 07 fallen 

01 04 09  1 Abfälle von Sand und Ton 

01 04 10  1 staubende und pulvrige Abfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 01 04 07 

fallen 

01 04 11  1 Abfälle aus der Verarbeitung von Kali- und Steinsalz mit Ausnahme derjeni-

gen, die unter 01 04 07 fallen 



935 
 

Abfall-

schlüssel 
Index Abfallbezeichnung 

01 04 12  1 Aufbereitungsrückstände und andere Abfälle aus der Wäsche und Reinigung 

von Bodenschätzen mit Ausnahme derjenigen, die unter 01 04 07 und 01 04 

11 fallen 

01 04 13  1 Abfälle aus Steinmetz- und -sägearbeiten mit Ausnahme derjenigen, die unter 

01 04 07 fallen 

    

01 05   Bohrschlämme und andere Bohrabfälle 

01 05 04  1 Schlämme und Abfälle aus Süßwasserbohrungen 

01 05 05  *, 1 ölhaltige Bohrschlämme und -abfälle 

01 05 06  *, 1 Bohrschlämme und andere Bohrabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 

01 05 07  1 barythaltige Bohrschlämme und -abfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 

01 05 05 und 01 05 06 fallen 

01 05 08  1 chloridhaltige Bohrschlämme und -abfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 

01 05 05 und 01 05 06 fallen 

    

02   Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forstwirtschaft, 

Jagd und Fischerei sowie der Herstellung und Verarbeitung von Nah-

rungsmitteln 

02 01   Abfälle aus Landwirtschaft, Gartenbau, Teichwirtschaft, Forstwirtschaft, 

Jagd und Fischerei 

02 01 01  1 Schlämme von Wasch- und Reinigungsvorgängen 

02 01 02    Abfälle aus tierischem Gewebe 

02 01 03    Abfälle aus pflanzlichem Gewebe 

02 01 04   Kunststoffabfälle (ohne Verpackungen) 

    

02 02    Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von Fleisch, Fisch und an-

deren Nahrungsmitteln tierischen Ursprungs 

02 02 03    für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

    

02 03    Abfälle aus der Zubereitung und Verarbeitung von Obst, Gemüse, Ge-

treide, Speiseölen, Kakao, Kaffee und Tabak, aus der Konservenherstel-

lung, der Herstellung von Hefe- und Hefeextrakt sowie der Zubereitung 

und Fermentierung von Melasse 

02 03 01   1 Schlämme aus Wasch-, Reinigungs-, Schäl-, Zentrifugier- und Abtrennprozes-

sen 

02 03 03    Abfälle aus der Extraktion mit Lösemitteln 
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02 03 04    für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

    

02 04   Abfälle aus der Zuckerherstellung 

02 04 01  1 Rübenerde 

02 04 02  1 nicht spezifikationsgerechter Calciumcarbonatschlamm 

    

02 05    Abfälle aus der Milchverarbeitung 

02 05 01    für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

    

02 06    Abfälle aus der Herstellung von Back- und Süßwaren 

02 06 01    für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

    

02 07   Abfälle aus der Herstellung von alkoholischen und alkoholfreien Geträn-

ken (ohne Kaffee, Tee und Kakao) 

02 07 01   1 Abfälle aus der Wäsche, Reinigung und mechanischen Zerkleinerungen des 

Rohmaterials 

02 07 02   1 Abfälle aus der Alkoholdestillation 

02 07 03  1 Abfälle aus der chemischen Behandlung 

02 07 04   1 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

    

03   Abfälle aus der Holzbearbeitung und der Herstellung von Platten, Mö-

beln, Zellstoffen, Papier und Pappe 

03 01   Abfälle aus der Holzbearbeitung und der Herstellung von Platten und Mö-

beln 

03 01 01   Rinden und Korkabfälle 

03 01 04  * Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere, die gefährliche 

Stoffe enthalten 

03 01 05   Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 03 01 04 fallen 

    

03 03   Abfälle aus der Herstellung und Verarbeitung von Zellstoff, Papier, Kar-

ton und Pappe 

03 03 01   Rinden- und Holzabfälle 
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03 03 02   1 Sulfitschlämme (aus der Rückgewinnung von Kochlaugen) 

03 03 05    De-inking-Schlämme aus dem Papierrecycling 

03 03 07   mechanisch abgetrennte Abfälle aus der Auflösung von Papier- und Pappab-

fällen 

03 03 08   Abfälle aus dem Sortieren von Papier und Pappe für das Recycling 

03 03 10    Faserabfälle, Faser-, Füller- und Überzugsschlämme aus der mechanischen 

Abtrennung 

    

04   Abfälle aus der Leder-, Pelz- und Textilindustrie 

04 01    Abfälle aus der Leder- und Pelzindustrie 

04 01 01    Fleischabschabungen und Häuteabfälle 

04 01 06   1 chromhaltige Schlämme, insbesondere aus der betriebseigenen Abwasserbe-

handlung 

04 01 07   1 chromfreie Schlämme, insbesondere aus der betriebseigenen Abwasserbe-

handlung 

04 01 08   1 chromhaltige Abfälle aus gegerbtem Leder (Abschnitte, Schleifstaub, Falz-

späne) 

04 01 09   1 Abfälle aus der Zurichtung und dem Finish 

    

04 02   Abfälle aus der Textilindustrie 

04 02 09   Abfälle aus Verbundmaterialien (imprägnierte Textilien, Elastomer, Plastomer) 

04 02 10    organische Stoffe aus Naturstoffen (z. B. Fette, Wachse) 

04 02 14  * Abfälle aus dem Finish, die organische Lösemittel enthalten 

04 02 15    Abfälle aus dem Finish, mit Ausnahme derjenigen, die unter 04 02 14 fallen 

04 02 21   Abfälle aus unbehandelten Textilfasern 

04 02 22   Abfälle aus verarbeiteten Textilfasern 

    

05   Abfälle aus der Erdölraffination, Erdgasreinigung und Kohlepyrolyse 

05 01   Abfälle aus der Erdölraffination 

05 01 13  1 Schlämme aus der Kesselspeisewasseraufbereitung 

    

06   Abfälle aus anorganisch-chemischen Prozessen 
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06 03   Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 

von Salzen, Salzlösungen und Metalloxiden 

06 03 13  *, 1 feste Salze und Lösungen, die Schwermetalle enthalten 

06 03 14   1 feste Salze und Lösungen mit Ausnahme derjenigen, die unter 06 03 11 und 

06 03 13 fallen 

06 03 15  *, 1 Metalloxide, die Schwermetalle enthalten 

06 03 16  1 Metalloxide mit Ausnahme derjenigen, die unter 06 03 15 fallen 

    

06 13   Abfälle aus anorganischen chemischen Prozessen a.n.g. 

06 13 03  1 Industrieruß 

06 13 04  *, 3 Abfälle aus der Asbestverarbeitung 

    

07   Abfälle aus organisch-chemischen Prozessen 

07 01    Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 

organischer Grundchemikalien 

07 01 08  * andere Reaktions- und Destillationsrückstände 

    

07 02   Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 

von Kunststoffen, synthetischem Gummi und Kunstfasern 

07 02 08  * andere Reaktions- und Destillationsrückstände 

07 02 13   Kunststoffabfälle 

    

07 06    Abfälle aus Herstellung, Zubereitung und Anwendung (HZVA) von Fetten, 

Schmierstoffen, Seifen, Waschmitteln, Desinfektionsmitteln und Körper-

pflegemitteln 

07 06 08  * andere Reaktions- und Destillationsrückstände 

    

08   Abfälle aus HZVA von Beschichtungen (Farben, Lacke, Emaille), Kleb-

stoffen, Dichtmassen und Druckfarben 

08 01    Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 

und Entfernung von Farben und Lacken 

08 01 12    Farb- und Lackabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 01 11 fallen 

    

08 03    Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 

von Druckfarben 
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08 03 17  *, 1 Tonerabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 

08 03 18   1 Tonerabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 03 17 fallen 

       

08 04    Abfälle aus Herstellung, Zubereitung, Vertrieb und Anwendung (HZVA) 

von Klebstoffen und Dichtmassen (einschließlich wasserabweisender 

Materialien) 

08 04 10    Klebstoff- und Dichtmassenabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 08 04 

09 fallen 

    

09   Abfälle aus der fotografischen Industrie 

09 01   Abfälle aus der fotografischen Industrie 

09 01 07   Filme und fotografische Papiere, die Silber oder Silberverbindungen enthalten 

09 01 08   Filme und fotografische Papiere, die kein Silber und keine Silberverbindungen 

enthalten 

    

10   Abfälle aus thermischen Prozessen 

10 01   Abfälle aus Kraftwerken und anderen Verbrennungsanlagen (außer 19) 

10 01 01  1 Rost- und Kesselasche, Schlacken und Kesselstaub mit Ausnahme von Kes-

selstaub, der unter 10 01 04 fällt 

10 01 02  1 Filterstäube aus Kohlefeuerung 

10 01 03  1 Filterstäube aus Torffeuerung und Feuerung mit (unbehandeltem) Holz 

10 01 04  *, 1 Filterstäube und Kesselstaub aus Ölfeuerung 

10 01 05  1 Reaktionsabfälle auf Kalziumbasis aus der Rauchgasentschwefelung in fester 

Form 

10 01 14  *, 1 Rost- und Kesselasche, Schlacken und Kesselstaub aus der Abfallmitverbren-

nung, die gefährliche Stoffe enthalten 

10 01 15  1 Rost- und Kesselasche, Schlacken und Kesselstaub aus der Abfallmitverbren-

nung mit Ausnahme derjenigen, die unter 10 01 14 fallen 

10 01 16  *, 1 Filterstäube aus der Abfallmitverbrennung, die gefährliche Stoffe enthalten 

10 01 17  1 Filterstäube aus der Abfallmitverbrennung mit Ausnahme derjenigen, die unter 

10 01 16 fallen 

    

10 02   Abfälle aus der Eisen- und Stahlindustrie 

10 02 01  1 Abfälle aus der Verarbeitung von Schlacke 

10 02 02  1 unverarbeitete Schlacke 
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10 02 07  *, 1 feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe enthalten  

10 02 08  1 feste Abfälle aus der Abgasbehandlung mit Ausnahme derjenigen, die unter 

10 02 07 fallen 

10 02 13  *, 1 Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe 

enthalten 

10 02 14  1 Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung mit Ausnahme derjeni-

gen, die unter 10 02 13 fallen 

10 02 15  1 andere Schlämme und Filterkuchen 

    

10 03   Abfälle aus der thermischen Aluminium-Metallurgie 

10 03 25  *, 1 Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe 

enthalten 

10 03 26  1 Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung mit Ausnahme derjeni-

gen, die unter 10 03 25 fallen 

    

10 06   Abfälle aus der thermischen Kupfermetallurgie 

10 06 04  1 andere Teilchen und Staub 

    

10 07   Abfälle aus der thermischen Silber-, Gold- und Platinmetallurgie 

10 07 04  1 andere Teilchen und Staub 

    

10 08   Abfälle aus sonstiger thermischer Nichteisenmetallurgie 

10 08 04  1 andere Teilchen und Staub 

    

10 09   Abfälle vom Gießen von Eisen und Stahl 

10 09 03  1 Ofenschlacke 

10 09 05  *, 1 gefährliche Stoffe enthaltende Gießformen und -sande vor dem Gießen 

10 09 06  1 Gießformen und -sande vor dem Gießen mit Ausnahme derjenigen, die unter 

10 09 05 fallen 

10 09 07  *, 1 gefährliche Stoffe enthaltende Gießformen und -sande nach dem Gießen 

10 09 08  1 Gießformen und -sande nach dem Gießen mit Ausnahme derjenigen, die un-

ter 10 09 07 fallen 

    

10 10   Abfälle vom Gießen von Nichteisenmetallen 
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10 10 05  *, 1 gefährliche Stoffe enthaltende Gießformen und -sande vor dem Gießen 

10 10 06  1 Gießformen und -sande vor dem Gießen mit Ausnahme derjenigen, die unter 

10 10 05 fallen 

10 10 07  *, 1 gefährliche Stoffe enthaltende Gießformen und -sande nach dem Gießen 

10 10 08  1 Gießformen und -sande nach dem Gießen mit Ausnahme derjenigen, die un-

ter 10 10 07 fallen 

    

10 11   Abfälle aus der Herstellung von Glas und Glaserzeugnissen 

10 11 03  1 Glasfaserabfall 

10 11 11  *, 1 Glasabfall in kleinen Teilchen und Glasstaub, die Schwermetalle enthalten (z. 

B. aus Elektronenstrahlröhren) 

10 11 12  1 Glasabfall mit Ausnahme desjenigen, das unter 10 11 11 fällt 

    

10 12   Abfälle aus der Herstellung von Keramikerzeugnissen und keramischen 

Baustoffen wie Ziegeln, Fliesen, Steinzeug 

10 12 01  1 Rohmischungen vor dem Brennen 

10 12 03  1 Teilchen und Staub 

10 12 05  1 Schlämme und Filterkuchen aus der Abgasbehandlung 

10 12 06  1 verworfene Formen 

10 12 08  1 Abfälle aus Keramikerzeugnissen, Ziegeln, Fliesen und Steinzeug (nach dem 

Brennen) 

10 12 09  *, 1 feste Abfälle aus der Abgasbehandlung, die gefährliche Stoffe enthalten 

10 12 10  1 feste Abfälle aus der Abgasbehandlung mit Ausnahme derjenigen, die unter 

10 12 09 fallen 

    

10 13   Abfälle aus der Herstellung von Zement, Branntkalk, Gips und Erzeugnis-

sen aus diesen 

10 13 01  1 Abfälle von Rohgemenge vor dem Brennen 

10 13 04  1 Abfälle aus der Kalzinierung und Hydratisierung von Branntkalk 

10 13 06  1 Teilchen und Staub (außer 10 13 12 und 10 13 13) 

10 13 09  *, 2 asbesthaltige Abfälle aus der Herstellung von Asbestzement 

10 13 10  1 Abfälle aus der Herstellung von Asbestzement mit Ausnahme derjenigen, die 

unter 10 13 09 fallen 

10 13 11  1 Abfälle aus der Herstellung anderer Verbundstoffe auf Zementbasis mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 10 13 09 und 10 13 10 fallen 
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10 13 14  1 Betonabfälle und Betonschlämme 

    

11   Abfälle aus der chemischen Oberflächenbearbeitung und Beschichtung 

von Metallen und anderen Werkstoffen; Nichteisen-Hydrometallogie  

11 01   Abfälle aus der chemischen Oberflächenbearbeitung und Beschichtung 

von Metallen und anderen Werkstoffen (z. B. Galvanik, Verzinkung, Bei-

zen, Ätzen, Phosphatieren, alkalisches Entfetten und Anodisierung) 

11 01 09  *, 1 Schlämme und Filterkuchen, die gefährliche Stoffe enthalten 

11 01 10  1 Schlämme und Filterkuchen mit Ausnahme derjenigen, die unter 11 01 09 fal-

len 

11 01 13  *, 1 Abfälle aus der Entfettung, die gefährliche Stoffe enthalten 

11 01 14   1 Abfälle aus der Entfettung mit Ausnahme derjenigen, die unter 11 01 13 fallen 

    

12   Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der physi-

kalischen und mechanischen Oberflächenbearbeitung von Metallen und 

Kunststoffen 

12 01   Abfälle aus Prozessen der mechanischen Formgebung sowie der physi-

kalischen und mechanischen Oberflächenbearbeitung von Metallen und 

Kunststoffen 

12 01 01   Eisenfeil- und -drehspäne 

12 01 02   Eisenstaub und -teile 

12 01 03   NE-Metallfeil- und -drehspäne 

12 01 05   Kunststoffspäne und -drehspäne 

12 01 12  * gebrauchte Wachse und Fette 

12 01 14  *, 1 Bearbeitungsschlämme, die gefährliche Stoffe enthalten 

12 01 15  1 Bearbeitungsschlämme mit Ausnahme derjenigen, die unter 12 01 14 fallen 

12 01 16  *, 1 Strahlmittelabfälle, die gefährliche Stoffe enthalten 

12 01 17  1 Strahlmittelabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 12 01 16 fallen 

12 01 20  *, 1 gebrauchte Hon- und Schleifmittel, die gefährliche Stoffe enthalten 

12 01 21  1 gebrauchte Hon- und Schleifmittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 12 01 

20 fallen 

    

13   Ölabfälle und Abfälle aus flüssigen Brennstoffen (außer Speiseöle und 

Ölabfälle, die unter 05, 12 und 19 fallen) 

13 05    Inhalte von Öl-/Wasserabscheidern 
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13 05 03  *, 1 Schlämme aus Einlaufschächten 

    

15   Verpackungsabfall, Aufsaugmassen, Wischtücher, Filtermaterialien und 

Schutzkleidung (a. n. g.) 

15 01   Verpackungen (einschließlich getrennt gesammelter kommunaler Verpa-

ckungsabfälle) 

15 01 01   Verpackungen aus Papier und Pappe 

15 01 02   Verpackungen aus Kunststoff 

15 01 03   Verpackungen aus Holz 

15 01 04   Verpackungen aus Metall 

15 01 05   Verbundverpackung 

15 01 06   gemischte Verpackungen 

15 01 07   Verpackungen aus Glas 

15 01 10  * Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten oder durch ge-

fährliche Stoffe verunreinigt sind 

    

15 02   Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung 

15 02 02  * Aufsaug- und Filtermaterialien (einschließlich Ölfilter a. n. g.), Wischtücher und 

Schutzkleidung, die durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

15 02 03   Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 15 02 02 fallen 

    

16   Abfälle, die nicht anderswo im Verzeichnis aufgeführt sind 

16 01   Altfahrzeuge verschiedener Verkehrsträger (einschließlich mobiler Ma-

schinen) und Abfälle aus der Demontage von Altfahrzeugen sowie der 

Fahrzeugwartung (außer 13, 14, 1606 und 1608) 

16 01 03  4 Altreifen 

16 05   Gase in Druckbehältern und gebrauchte Chemikalien 

16 05 06  * Laborchemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthal-

ten, einschließlich Gemische von Laborchemikalien 

16 05 07  * gebrauchte anorganische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen 

oder solche enthalten 

16 05 09   gebrauchte Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 16 05 06, 16 05 

07 oder 16 05 08 fallen 
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16 11   Gebrauchte Auskleidungen und feuerfeste Materialien 

16 11 01  *, 1 Auskleidungen und feuerfeste Materialien auf Kohlenstoffbasis aus metallurgi-

schen Prozessen, die gefährliche Stoffe enthalten 

16 11 02  1 Auskleidungen und feuerfeste Materialien auf Kohlenstoffbasis aus metallurgi-

schen Prozessen mit Ausnahme derjenigen, die unter 16 11 01 fallen 

16 11 03  *, 1 andere Auskleidungen und feuerfeste Materialien aus metallurgischen Prozes-

sen, die gefährliche Stoffe enthalten 

16 11 04  1 Auskleidungen und feuerfeste Materialien aus metallurgischen Prozessen mit 

Ausnahme derjenigen, die unter 16 11 03 fallen 

16 11 05  *, 1 Auskleidungen und feuerfeste Materialien aus nichtmetallurgischen Prozes-

sen, die gefährliche Stoffe enthalten 

16 11 06  1 Auskleidungen und feuerfeste Materialien aus nichtmetallurgischen Prozessen 

mit Ausnahme derjenigen, die unter 16 11 05 fallen 

    

17   Bau- und Abbruchabfälle (einschließlich Aushub von verunreinigten 

Standorten) 

17 01   Beton, Ziegel, Fliesen und Keramik 

17 01 01  1 Beton 

17 01 02  1 Ziegel 

17 01 03  1 Fliesen, Ziegel und Keramik 

17 01 06  *, 1 Gemische aus oder getrennte Fraktionen von Beton, Ziegeln, Fliesen und Ke-

ramik, die gefährliche Stoffe enthalten 

17 01 07  1 Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 17 01 06 fallen 

    

17 02   Holz, Glas und Kunststoff 

17 02 01   Holz 

17 02 02  1 Glas 

17 02 03   Kunststoff 

17 02 04  *, 1 Glas, Kunststoff und Holz, die gefährliche Stoffe enthalten oder durch gefährli-

che Stoffe verunreinigt sind 

    

17 03   Bitumengemische, Kohlenteer und teerhaltige Produkte 

17 03 01  *, 1 Kohlenteerhaltige Bitumengemische  

17 03 02  1 Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 03 01 fallen 
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17 04    Metalle (einschließlich ihrer Legierungen) 

17 04 01    Kupfer, Bronze, Messing 

17 04 02    Aluminium 

17 04 05    Eisen und Stahl 

17 04 06    Zinn 

17 04 07    gemischte Metalle 

17 04 10  * Kabel, die Öl, Kohlenteer oder andere gefährliche Stoffe enthalten 

17 04 11    Kabel mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 04 10 fallen 

    

17 05   Boden (einschließlich Aushub von verunreinigten Standorten), Steine 

und Baggergut 

17 05 03  *, 1 Boden und Steine, die gefährliche Stoffe enthalten 

17 05 04  1 Boden und Steine mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 05 03 fallen 

17 05 05  *, 1 Baggergut, das gefährliche Stoffe enthält 

17 05 06  1 Baggergut mit Ausnahme desjenigen, das unter 17 05 05 fällt 

17 05 07  *, 1 Gleisschotter, der gefährliche Stoffe enthält 

17 05 08  1 Gleisschotter mit Ausnahme desjenigen, der unter 17 05 07 fällt 

    

17 06   Dämmmaterial und asbesthaltige Baustoffe 

17 06 01  *, 1 2 Dämmmaterial, das Asbest enthält 

17 06 03  *, 1 anderes Dämmmaterial, das aus gefährlichen Stoffen besteht oder solche 

Stoffe enthält 

17 06 04  1 Dämmmaterial mit Ausnahme desjenigen, das unter 17 06 01 und 17 06 03 

fällt 

17 06 05  *, 1, 2 asbesthaltige Baustoffe  

    

17 08   Baustoffe auf Gipsbasis 

17 08 01  *, 1 Baustoffe auf Gipsbasis, die durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

17 08 02  1 Baustoffe auf Gipsbasis mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 08 01 fallen 

    

17 09   Sonstige Bau- und Abbruchabfälle 
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17 09 03  *, 1, 2 sonstige Bau- und Abbruchabfälle (einschließlich gemischte Abfälle), die ge-

fährliche Stoffe enthalten 

17 09 04  1 gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 09 

01, 17 09 02 und 17 09 03 fallen 

    

18   Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung und 

Forschung (ohne Küchen- und Restaurantabfälle, die nicht unmittelbar 

aus der Krankenpflege stammen) 

18 01   Abfälle aus der Geburtshilfe, Diagnose, Behandlung oder Vorbeugung 

von Krankheiten beim Menschen 

18 01 01  1 spitze oder scharfe Gegenstände (außer 18 01 03) 

18 01 04   Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht 

keine besonderen Anforderungen gestellt werden (z. B. Wund- und Gipsver-

bände, Wäsche, Einwegkleidung, Windeln) 

18 01 06  * Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten 

18 01 07   Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 06 fallen 

18 01 08  * zytotoxische und zytostatische Arzneimittel 

18 01 09   Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 08 fallen 

18 01 10  * Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin 

    

18 02   Abfälle aus Forschung, Diagnose, Krankenbehandlung und Vorsorge bei 

Tieren 

18 02 01  1 spitze oder scharfe Gegenstände mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 02 

02 fallen 

18 02 03    Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht 

keine besonderen Anforderungen gestellt werden 

18 02 05  * Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten 

18 02 06   Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 02 05 fallen 

    

19   Abfälle aus Abfallbehandlungsanlagen, öffentlichen Abwasserbehand-

lungsanlagen sowie der Aufbereitung von Wasser für den menschlichen 

Gebrauch und Wasser für industrielle Zwecke 

19 01   Abfälle aus der Verbrennung oder Pyrolyse von Abfällen 

19 01 02    Eisenteile, aus der Rost- und Kesselasche entfernt 

19 01 11  *, 1 Rost- und Kesselaschen sowie Schlacken, die gefährliche Stoffe enthalten 
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Abfall-

schlüssel 
Index Abfallbezeichnung 

19 01 12  1, 3 Rost- und Kesselaschen sowie Schlacken mit Ausnahme derjenigen, die unter 

19 01 11 fallen 

    

19 05    Abfälle aus der aeroben Behandlung von festen Abfällen 

19 05 01   1 nicht kompostierte Fraktion von Siedlungs- und ähnlichen Abfällen 

19 05 02   1 nicht kompostierte Fraktion von tierischen und pflanzlichen Abfällen 

19 05 03   1 nicht spezifikationsgerechter Kompost 

       

19 06    Abfälle aus der anaeroben Behandlung von Abfällen 

19 06 04   1 Gärrückstand/-schlamm aus der anaeroben Behandlung von Siedlungsabfäl-

len 

19 06 06   1 Gärrückstand/-schlamm aus der anaeroben Behandlung von tierischen und 

pflanzlichen Abfällen 

    

19 08   Abfälle aus Abwasserbehandlungsanlagen a.n.g. 

19 08 01  1 Sieb- und Rechenrückstände 

19 08 02  1 Sandfangrückstände 

19 08 05   1 Schlämme aus der Behandlung von kommunalem Abwasser 

19 08 11  *, 1 Schlämme aus der biologischen Behandlung von industriellem Abwasser, die 

gefährliche Stoffe enthalten 

19 08 12   1 Schlämme aus der biologischen Behandlung von industriellem Abwasser mit 

Ausnahme derjenigen, die unter 19 08 11 fallen 

19 08 13  *, 1 Schlämme, die gefährliche Stoffe aus einer anderen Behandlung von industri-

ellem Abwasser enthalten 

19 08 14  1 Schlämme aus einer anderen Behandlung von industriellem Abwasser mit 

Ausnahme derjenigen, die unter 19 08 13 fallen 

    

19 09   Abfälle aus der Zubereitung von Wasser für den menschlichen Gebrauch 

oder industriellem Brauchwasser 

19 09 02  1 Schlämme aus der Wasserklärung 

19 09 03  1 Schlämme aus der Dekarbonatisierung 

19 09 04   1 gebrauchte Aktivkohle 

19 09 05   1 gesättigte oder gebrauchte Ionenaustauscherharze 

19 09 06  1 Lösungen und Schlämme aus der Regeneration von Ionenaustauschern 
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Abfall-

schlüssel 
Index Abfallbezeichnung 

    

19 12   Abfälle aus der mechanischen Behandlung von Abfällen (z. B. Sortieren, 

Zerkleinern, Verdichten, Pelletieren) a. n. g. 

19 12 01   Papier und Pappe 

19 12 02    Eisenmetalle 

19 12 03    Nichteisenmetalle 

19 12 04    Kunststoff und Gummi 

19 12 05  1 Glas 

19 12 06  * Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

19 12 07    Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 19 12 06 fällt 

19 12 08    Textilien 

19 12 09  1 Mineralien (z. B. Sand, Steine) 

19 12 11  *, 1 sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen 

Behandlung von Abfällen, die gefährliche Stoffe enthalten 

19 12 12   sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen 

Behandlung von Abfällen mit Ausnahme derjenigen, die unter 19 12 11 fallen 

    

19 13   Abfälle aus der Sanierung von Böden und Grundwasser 

19 13 01  *, 1 feste Abfälle aus der Sanierung von Böden, die gefährliche Stoffe enthalten 

19 13 02  1 feste Abfälle aus der Sanierung von Böden mit Ausnahme derjenigen, die un-

ter 19 13 01 fallen 

    

20   Siedlungsabfälle (Haushaltsabfälle und ähnliche gewerbliche und indust-

rielle Abfälle sowie Abfälle aus Einrichtungen), einschließlich getrennt 

gesammelter Fraktionen 

20 01   Getrennt gesammelte Fraktionen (außer 15 01) 

20 01 01   Papier und Pappe 

20 01 02  1 Glas 

20 01 08    biologisch abbaubare Küchen- und Kantinenabfälle 

20 01 10   Bekleidung 

20 01 11   Textilien 

20 01 27  * Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze, die gefährliche Stoffe enthal-

ten 
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Abfall-

schlüssel 
Index Abfallbezeichnung 

20 01 28   Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 20 01 27 fallen 

20 01 31  * zytotoxische und zytostatische Arzneimittel 

20 01 32   Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 20 01 31 fallen 

20 01 37  * Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

20 01 38   Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 20 01 37 fällt 

20 01 39   Kunststoffe 

20 01 40    Metalle 

    

20 02   Garten- und Parkabfälle (einschließlich Friedhofsabfälle) 

20 02 01    biologisch abbaubare Abfälle 

20 02 02  1 Boden und Steine 

20 02 03  1 andere nicht biologisch abbaubare Abfälle 

    

20 03   Andere Siedlungsabfälle 

20 03 01   gemischte Siedlungsabfälle 

20 03 02   Marktabfälle 

20 03 03  1 Straßenkehricht 

20 03 06  1 Abfälle aus der Kanalreinigung 

20 03 07   Sperrmüll 

Index: 

Den im Abfallartenkatalog verwendeten Indizes wird nachfolgende Bedeutung zugeordnet: 

1 Es ist vor der Anlieferung durch eine Deklarationsanalyse nachzuweisen, dass der Abfall die Zuordnungskrite-
rien der Parameter des Anhanges 3, Tabelle 2, Spalte 7 der Deponieverordnung (DepV) vom 27. April 2009 
(BGBl. I S. 900), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 03.07.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) und der 
Genehmigungsbescheide der Bezirksregierung Münster für die Zentraldeponie Altenberge einhält. 

2 Die Anforderungen des LAGA-Merkblattes M23 „Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger Abfälle“ vom 
29.11.2022, veröffentlicht am 08.05.2023, sowie die Technischen Regeln für Gefahrstoffe (TRGS 519) - in der 
jeweils gültigen Fassung - sind einzuhalten. 

3 Dieser Abfall wird in einem gesondert ausgewiesenen Monobereich der Zentraldeponie Altenberge abgelagert. 

4 Altreifen werden ausschließlich am Wertstoffhof in Saerbeck in haushaltsüblichen Mengen von Privatpersonen 
angenommen. 

* Die mit einem * versehenen Abfallarten im Positivkatalog sind gefährliche Abfälle gem. § 48 KrWG. 

 

 
         Kreis Steinfurt 72/2024/433 
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434. Öffentliche Bekanntmachung der Satzung des Kreises Steinfurt vom 
18.12.2024 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung von Ab-
fallentsorgungsanlagen 2025 (Abfallgebührensatzung) 

 
 
Aufgrund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -KrO- in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 05.07.2024 (GV. NRW. S. 444), der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengeset-

zes für das Land Nordrhein-Westfalen – KAG - vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt ge-

ändert durch Gesetz vom 5. März 2024 (GV. NRW. S. 155), des § 9 des Kreislaufwirtschaftsge-

setzes für das Land Nordrhein-Westfalen -LKrWG- vom 21. Juni 1988 (GV. NW. S. 250), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (GV. NRW. S. 443), und der Satzung 

über die Abfallentsorgung im Kreis Steinfurt in der jeweils gültigen Fassung hat der Kreistag des 

Kreises Steinfurt in seiner Sitzung am 16.12.2024 folgende Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für die Benutzung von Abfallentsorgungsanlagen 2025 (Abfallgebührensatzung) be-

schlossen: 

 

§ 1 

Benutzungsgebühren 

(1) Der Kreis erhebt zur Deckung der nicht bereits durch Entgelte gedeckten Kosten der Ab-

fallentsorgung Benutzungsgebühren auf Grund des Kommunalabgabengesetzes. 

(2) Die Entsorgungsgesellschaft Steinfurt mbH (EGST) und von dieser oder vom Kreis Stein-

furt beauftragte Betreiber der Abfallentsorgungsanlagen und Annahmestellen sind berech-

tigt, die Gebühren für die Benutzung der Anlagen zu erheben. 

 

§ 2 

Bemessungsgrundlage 

(1) Für die Benutzung der Zentraldeponie Altenberge, der Annahmestellen, des 

Schadstoffmobiles und des Kompostwerkes Saerbeck wird die Gebühr nach dem Gewicht 

der Anlieferung und nach der Abfallart berechnet.  

a) Für angelieferte Gemische aus zwei oder mehr Abfallarten, die jedoch nur als eine 

Abfallart deklariert sind, ist die jeweils höhere Gebühr bzw. das jeweils höhere Entgelt 

zu zahlen. 

b) Anlieferungen gem. Anlage 1 lfd. Nr. 4 und 5, die mehr als 3 Gew.-% Störstoffanteil 

enthalten, werden nach lfd. Nr. 4a (Bio-/Grünabfälle Störstoffanteil > 3 Gew.-%) 

berechnet. 

Die Feststellung zur Überschreitung des Störstoffanteils von 3 Gew.-% erfolgt durch 

eine Analyse eines unabhängigen Gutachters, sofern diese nicht offensichtlich 

augenscheinlich erkennbar ist.  

 

Bei Ausfall der Waage wird nach der Nutzlast des anliefernden Fahrzeuges abgerechnet, 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18976&vd_back=N916&sg=0&menu=0
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wenn der Anlieferer das Nettogewicht nicht aufgrund des Wiegescheines einer anderen 

geeichten Waage nachweisen kann.   

Die Gebühr für Kleinanlieferer wird nach der Anzahl der Anlieferungen und nach der Menge 

berechnet.   

Für den Wertstoffhof am Kompostwerk in Saerbeck werden abweichend von § 2 Abs. 1 

dieser Satzung die von Kleinanlieferern angelieferten Abfälle bis zu einem definierten 

Maximalvolumen nach Volumen berechnet.  

 

(2) Für die Nutzung des Schadstoffmobiles wird neben der Entsorgungsgebühr nach Abs. 1 

eine Gebühr für die Zeit der Inanspruchnahme (Standzeiten der mit Personal besetzten 

und am Sammeltag eingesetzten Sammelfahrzeuge) sowie anfallende Kosten nach dem 

Gesetz über einen nationalen Zertifikate-Handel für Brennstoffemissionen 

(Brennstoffemissionshandelsgesetz -BEHG) vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2728), 

zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 

412)  berechnet.  

 

(3) Für Kosten der Abfallwirtschaft, die nicht über die Gebühren nach den Absätzen 1 und 2 

gedeckt sind, wird eine nach Einwohnerzahlen der Städte oder Gemeinden berechnete 

Gebühr (Sockelbetrag) erhoben. Die Einwohnerzahl ermittelt sich auf der Grundlage der 

vom Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 

veröffentlichten Zahlen für den 30.06. (Stichtag) des Vorjahres. Dieser Sockelbetrag wird 

den Städten und Gemeinden vierteljährlich als Gebühr berechnet.  

 

(4) Entsprechend dem Abfallwirtschaftskonzept des Kreises Steinfurt und gemäß § 9 Abs. 2 

LKrWG sind die Gebühren so gestaltet, dass bereits über die Gebühren Anreize zur 

Vermeidung und Verwertung geschaffen werden.  

 

(5) Die mengenbezogenen Gebühren ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen 

und dem dieser Satzung als Bestandteil beigefügten Gebührentarif (Anlage 1).   

 

(6) Die volumenbezogenen Gebühren für die Gebührenerhebung von Kleinanlieferern am 

Wertstoffhof am Kompostwerk in Saerbeck ergeben sich aus den nachfolgenden 

Bestimmungen und dem dieser Satzung als Bestandteil beigefügten Gebührentarif 

„Wertstoffhof am Kompostwerk Saerbeck“ (Anlage 2).   

 

(7) Für an den Grünannahmesammelstellen angelieferten Grünabfall wird mindestens eine 

Gebühr von 12,00 € erhoben, mit Ausnahme der Grünabfallanlieferungen gem. dem 

Gebührentarif (Anlage 1), lfd. Nr. 7. Für von Privathaushalten an der Deponie Altenberge 

angelieferte Kleinstmengen (max. 0,5 t) an unbelastetem Boden wird die Mindestgebühr 

auf 8,50 € (lfd. Nr. 9) festgelegt. Für alle weiteren Abfallanlieferungen wird mindestens eine 

Gebühr in Höhe von 30,00 € erhoben, mit Ausnahme der Anlieferungen gemäß dem 

Gebührentarif (Anlage 1) lfd. Nr. 6.   

Die für den Wertstoffhof am Kompostwerk zu erhebenden Mindestgebühren für 

Kleinanlieferer ergeben sich aus der Anlage 2.  
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§ 3 

Gebühr für den Sockelbetrag 

(1) Die auf die Einwohnerzahl bezogene Gebühr beträgt 4,50 €/EW jährlich.  

 

Diese Gebühr verringert oder erhöht sich für die Gemeinden, die einzelne Sammelgruppen 

gem. § 14 Abs. 5 des Gesetzes über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die 

umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten (Elektro- und 

Elektronikgerätegesetz -ElektroG-) vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1739), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240), optieren und/oder 

die dem Kreis die Sammlung gem. § 5 Abs. 6 LKrWG gemäß der nachstehenden 

Aufstellung übertragen, um:  

 

 
 

§ 4 

Gebührenpflichtiger 

Gebührenpflichtig sind die Städte und Gemeinden des Kreises Steinfurt und die Benutzer der 

Abfallentsorgungsanlagen. Benutzer sind: 

Die einzelnen Anlieferer sowie diejenigen, in deren Auftrag der Abfall angeliefert wird. Sie haften 

als Gesamtschuldner. Für die Abfallsammlung und -entsorgung durch das Schadstoffmobil sind 

die Städte und Gemeinden gebührenpflichtig. 

 

  

Einwohner Sockelreduktion Kosten Sockel

Sammelgruppen 4 und 5 inkl. 

Elektrokleingerätecontainer 456.645 0,37 € 168.959 €

Reduzierung 168.959 €

System je Sammelgruppe (SG) Einwohner Sammelk/Ew Einnahmen Sockel

Elektrokleingerätecontainer (sammeln, 

abschreiben) 456.645 0,29 € 132.427 €

reines Bringsystem 332.453 0,43 € 142.955 €

zusätzlich zum reinen Bringsystem 144.378 0,56 € 80.852 €

"nur" Holsystem (kein Bringsystem) 104.388 0,96 € 100.212 €           

zusätzlich zum "nur" Holsystem (über 

Schadstoffmobil) 52.240 0,28 € 14.627 €             

Erhöhung 471.073 €                 

Der Sockelbetrag wird durch Übertragung der Sammlung auf den Kreis um folgenden Betrag erhöht:

Elektroaltgeräteentsorgung: 

Der Sockelbetrag wird durch Optierung der Sammelgruppen 4 + 5 um folgenden Betrag reduziert:
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§ 5 

Gebührenpflicht 

Die Gebührenpflicht entsteht gegenüber den Städten und Gemeinden vierteljährlich (Sockelbe-
trag), ansonsten mit der Benutzung der Abfallentsorgungsanlage.  
 
 

§ 6 
Fälligkeit 

(1) Die Gebühr ist, soweit nichts anders festgesetzt wird, spätestens 14 Tage nach Bekannt-

gabe des Gebührenbescheides fällig.  

(2) Gebührenpflichtige, die Gebühren nicht gezahlt haben, obwohl diese fällig sind, haben Ge-

bühren für weitere Anlieferungen bar zu entrichten. Falls Gebühren einen Monat nach Fäl-

ligkeit nicht gezahlt sind, können Anlieferer von der Anlieferung ausgeschlossen werden. 

(3) Bei Einzelanlieferungen ist die Gebühr sofort bar oder via ec-Kartenzahlung zu entrichten. 

Die Gebühren für Kleinanlieferer sind bei der Anlieferung ebenfalls bar oder via ec-Karten-

zahlung zu entrichten. 

(4) Eine Aufrechnung gegen Gebührenforderungen ist unzulässig. 

 

 

§ 7 

Auskunftspflicht 

Die Gebührenpflichtigen haben auf Verlangen sowohl den beauftragten Mitarbeitern des Depo-

niebetreibers, der Annahmestellen als auch Vertretern der EGST und des Kreises Steinfurt die 

für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Auskünfte sowie Auskünfte über Art und Her-

kunft der Abfälle zu erteilen und vorhandene Nachweise vorzulegen. 

 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Abfallgebührensatzung des Kreises Steinfurt vom 14. Dezember 2023 

außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung des Kreises Steinfurt über die Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung von Abfallentsorgungsanlagen (Abfallgebührensatzung) wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Gemäß § 5 Absatz 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird da-
rauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

5. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

6. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
7. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
8. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Steinfurt, den 18. Dezember 2024 Kreis Steinfurt 
 Der Landrat 
 Az. 13/2 – 01.02.05-001/009 
 gez. Dr. Martin Sommer 
 Landrat 
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Anlage 1 zur Abfallgebührensatzung: 

 

Gebührentarif zur Abfallgebührensatzung des Kreises Steinfurt 
 

Lfd. 
Nr. 

Abfallbezeichnung Abfallschlüssel 
Gebühr 

1a Hausmüll 20 03 01 173,00 €/t 

1b Sperrmüll 20 03 07 178,00 €/t 

2 

Infrastrukturabfälle der Städte und Gemeinden mit den ne-
benstehenden Abfallschlüsseln 

 

19 08 01, 19 08 02, 
19 08 05, 20 02 02, 
20 02 03, 20 03 02, 
20 03 03, 20 03 06 

173,00 €/t 

3 

Altpapier, das von Gemeinden im Rahmen des Anschluss- 
und Benutzungszwanges eingesammelt wurde (die Gebühr 
wird entsprechend den tatsächlichen Verwertungskosten 
festgesetzt) 

20 01 01 12,00 €/t 

4 Bioabfälle 20 03 01 55,00 €/t 

4a Bioabfälle/Grünabfälle Störstoffanteil > 3 Gew.-% 20 03 01/20 02 01 100,00 €/t 

5 

Kompostierbare Grünabfälle (Gartenabfälle wie z.B. 
Strauch-, Hecken-, Rasen- und Staudenschnitt, jedoch 
keine behandelten Küchenabfälle wie z.B. gekochte Speise-
reste oder Eierschalen)  

 

20 02 01 

 

45,00 €/t 

6 

Anlieferung von Abfällen zu den Annahmestellen aus priva-
ten Haushaltungen (Kleinanlieferer) je Anlieferung  

 bis 180 Liter 
 ab 180,01 bis 450 Liter 

  
 

15,00 € 
25,00 € 

7 

Anlieferung von kompostierbaren Grünabfällen aus privaten 
Haushaltungen (Kleinanlieferer) zu den Grünannahmesam-
melstellen je Anlieferung 

- bis 180 Liter  

- von 180 bis 450 Liter 

  
 
 

2,50 € 

5,00 € 

8 

Schadstoffe, die am Schadstoffmobil 

eingesammelt werden: 

quecksilberhaltige Abfälle 

ölhaltige Betriebsmittel 

Kondensatoren/Transformatoren (PCB-haltig) 

Gasentladungslampen 

Spraydosen (Aerosole) 

Feuerlöscher 

Laborchemikalien (anorganisch) 

Laborchemikalien (organisch) 

Bleibatterien 

Lösemittel 

Säuren 

Laugen 

Fotochemikalien 

Pestizide (Pflanzenschutzmittel) 

Farben, Altlacke 

Dispersionsfarben 

Arzneimittel (Altmedikamente) 

 

 

06 04 04 

15 02 02 

16 02 09 

16 02 15 

16 05 04 

16 05 04 

16 05 07 

16 05 08 

16 06 01 

20 01 13 

20 01 14 

20 01 15 

20 01 17 

20 01 19 

20 01 27 

20 01 28 

20 01 32 

 

 

5.517,76 €/t 

551,78 €/t 

5.172,91 €/t 

0,86 €/Stück 

2.500,23 €/t 

2.500,23 €/t 

5.345,33 €/t 

5.345,33 €/t 

17,24 €/t 

672,47 €/t 

1.293,22 €/t 

1.293,22 €/t 

1.120,80 €/t 

2.155,38 €/t 

517,29 €/t 

362,11 €/t 

3.621,02 €/t 
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Lfd. 
Nr. 

Abfallbezeichnung Abfallschlüssel 
Gebühr 

Batterien und Akkumulatoren 

 

Inanspruchnahme des Schadstoffmobiles je angefangene 
Viertelstunde und je personenbesetztes Sammelfahrzeug, 
inkl. Maut  

 

BEHG-Pauschale je t 

 

20 01 33 

 

 

 

 

344,87 €/t 

 

83,70 €/ ¼. h 
 

 

 

60,22 €/t 

9 
Unbelastete Böden aus Privathaushalten (Kleinmengen ab 
0,5 t – max. 5,0 t) 

17 05 04 17,00 €/t 
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Anlage 2 zur Abfallgebührensatzung: 
 

Gebührentarif Wertstoffhof am Kompostwerk Saerbeck 
 
Abfälle und Wertstoffe aus Privathaushalten können in haushaltsüblichen Mengen auf dem Wertstoffhof am 
Kompostwerk Saerbeck abgegeben werden. Die Abrechnung erfolgt pauschal nach Volumen (V) oder Anzahl/Stück. 
 

Lfd. Nr. Abfall-/Wertstoffart  

1 Altglas (Behälterglas, Hohlglas) kostenlos 

2 Altkleider / Schuhe kostenlos 

3 Altpapier kostenlos 

4 Batterien kostenlos 

5 CDs, DVDs (Musik/Filme) kostenlos 

6 Elektroaltgeräte kostenlos 

7 leere Toner und Druckerpatronen kostenlos 

8 Leuchtstoffröhren / Energiesparlampen kostenlos 

9 Korken kostenlos 

10 Metalle kostenlos 

11 PE-Folien (sperrige Verpackungsfolie) kostenlos 

  Mindestgebühr Gebühr nach (V)  bis max.* 

11 Grünabfall, Laub, Rasenschnitt 2,50 €  9,00 €/m³ 5,0 m³ 

12 Baumstubben (bis Durchmesser 1,50 m) 3,50 € 29,00 €/m³ 5,0 m³ 

13 Altholz (A I bis A III) 3,50 € 29,00 €/m³ 5,0 m³ 

14 Glas (Flachglas) 6,00 € 120,00 €/m³ 3,0 m³ 

15 Bauschutt 6,00 € 120,00 €/m³ 3,0 m³ 

16 Sperrmüll 6,00 € 75,00 €/m³ 5,0 m³ 

17 Restmüll 6,00 € 75,00 €/m³ 5,0 m³ 

18 Baumischabfall, inkl. (Bau-)Styropor  6,00 € 75,00 €/m³ 5,0 m³ 

19 gemischte Verpackungen, Kunststoffabfälle 6,00 € 75,00 €/m³ 5,0 m³ 

20a Altreifen ohne Felge  5,00 € 5,00 €/ Stück 8 Stück 

20b Altreifen mit Felge  7,00 € 7,00 €/ Stück 8 Stück 

21a Datenmüll aus Papier, sortenrein, ohne Ordner 1,00 € 10,00 €/m³ 0,5 m³ 

21b 
Datenträger (CD-ROM, Sticks, Disketten), für bis 
zu 20 Stück Pauschale;  keine Festplatten 2,00 € 2,00 €/20 St. 60  St. 

* maximale Annahmemenge für Abrechnung nach diesem Volumen-Tarif 
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Anlage 3 zur Abfallgebührensatzung 

 
 

Entgelte der EGST (nachrichtlich): 
 
Die EGST erhebt für die Beseitigung von Abfällen und Verwertung von Grünabfällen, die nicht von den 
Städten und Gemeinden des Kreises Steinfurt und Kleinanlieferern angeliefert werden, eigene Entgelte. 
Die Entgelte sind mindestens kostendeckend ermittelt und sie dienen bedarfsgerecht ebenfalls der Men-
gensteuerung. 
Seit 2020 werden zur Sicherung des Deponievolumens im Kreis Steinfurt nur noch Abfälle zur Beseiti-
gung auf der Deponie angenommen, die im Kreis Steinfurt angefallen sind. Alle bisherigen Tarife, die 
sich auf Abfälle mit Anfallort außerhalb des Kreises Steinfurt bezogen haben, entfallen in der Entgeltord-
nung. Sollten im Ausnahmefall dennoch Abfälle zur Beseitigung angenommen werden, die außerhalb 
des Gebietes des Kreises Steinfurt angefallen sind (z. B. Umsetzung einer ordnungsbehördlichen Er-
satzvornahme im Notfall), so wird ein Aufschlag berechnet (siehe Fußnote*). 
 
Durch die massiven Baukostensteigerungen im Deponiebau steigt ebenfalls der Finanzbedarf für die 
Deponierrückstellungen, durch die die Kosten für die Stilllegung und Nachsorge der Deponie sicherge-
stellt werden. Diese Kosten sind während der aktiven Ablagerungszeit u. a. durch den Verkauf des Ab-
lagerungsvolumens zu erwirtschaften. Daher sind die Entgelttarife, die sich auf Abfallanlieferungen an 
der Deponie beziehen, entsprechend anzupassen.  
 
Hinsichtlich der Kostenentwicklung bei den Verwertungspreisen zu den übrigen Abfällen (Restabfälle, 
Grünabfall, Bioabfall, etc.) wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die Erläuterungstexte zur Ge-
bührenbedarfsberechnung 2025 verwiesen. 

 

Folgende Entgelte werden ab dem 01.01.2025 berechnet: 
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Lfd. Nr. 

TS 

Abfälle, die in der Positivliste der Abfallentsorgungssatzung des Kreises 
Steinfurt aufgeführt sind  

Entgelt ohne  

Umsatzsteuer 

1. 
Restabfälle, soweit sie nicht nachstehend aufgeführt sind und die außerhalb der 
kommunalen Sammlung angeliefert werden 

178,00 €/t 

 Mindestens je m³ Containervolumen 60,00 €/m³ 

   

2. 

Abfälle, die die Zuordnungskriterien des Anhanges 3, Tabelle 2 der Deponiever-
ordnung für die Deponieklasse II sowie die zusätzlichen Feststoffkriterien Koh-
lenwasserstoffe, PAK (nach EPA), PCB (nach LAGA) und BTX gem. Planfest-
stellung ZDA für abzulagernde Abfälle einhalten, im Kreis Steinfurt ihren Anfallort 
besitzen und direkt auf der Zentraldeponie Altenberge beseitigt werden dürfen: 

* 
   

2.1.1. 
Inerter Abfall, wie z.B. Gießereialtsande, belastete und unbelastete Böden oder 
Bauschutt, soweit nicht nachfolgend aufgeführt 

84,00 €/t* 

2.1.2. 
Inerter Abfall, wie z.B. Gießereialtsande, Böden oder Bauschutt, die gefährliche 
Stoffen enthalten und dem elektronischen Nachweisverfahren unterliegen, so-
weit nicht nachfolgend aufgeführt. 

84,50 €/t* 

2.2.1. Asbesthaltige Abfälle  146,00 €/t* 

2.2.2. Beton/Bauschutt/Boden geringfügig asbesthaltig zur Beseitigung 117,00 €/t* 

   

2.3.1. 
Dämmmaterial (Glaswolle, künstliche Mineralfaserabfälle, Abfallschlüssel: 17 06 
03, 17 06 04) und Abfälle zur Deponierung auf der ZDA mit einem spezifischen 
Gewicht von < 0,15 t/m³ 

438,00 €/t* 

2.3.2. 

Dämmmaterial (Glaswolle, künstliche Mineralfaserabfälle, Abfallschlüssel: 17 06 
03, 17 06 04) und Abfälle zur Deponierung auf der ZDA mit einem spezifischen 
Gewicht von < 0,15 t/m³, die gefährliche Stoffen enthalten und dem elektroni-
schen Nachweisverfahren unterliegen 

440,00 €/t* 

2.4.1. Schlämme (stichfest).  137,00 €/t* 

2.5.1 
Rost- und Kesselaschen sowie Schlacken 

(Abfallschlüssel 19 01 12, tlw. Monobereich) 
106,00 €/t* 

3. Grünabfälle (Abfallschlüssel 20 02 01)  

3.1. Grünabfälle (gewerblich) 45,00 €/t 

3.2 Baumstubben/Stämme am Kompostwerk Saerbeck 98,50 €/t 

   

4. 
Altholz (Altholzkategorie A I bis A III gem. § 2 Ziffer 4a, b und c Altholzverord-
nung) 

78,00 €/t 

   
5. Mindestentgelte  

5.1 für Abfälle gem. lfd. Nr. 1 25,21 € 

5.2 für Abfälle gem. lfd. Nr. 2.1.1 bis 2.5.1 sowie 4 16,80 € 

5.3 für Abfälle gem. lfd. Nr. 3 10,08 € 

6 
Ausstellung eines Sammelentsorgungsnachweises für asbesthaltige Baustoffe 
(unabhängig von Menge und Laufzeit). 

150,00 € 

Anmerkungen:  

1. Werden Abfälle deponietechnisch verwertet, gelten nicht die vorstehenden Entgelte.  

2. Änderungen der Entgelte für die Verwertung/Beseitigung/Entsorgung sind in begründeten Fällen möglich, soweit 
dadurch keine Kostenunterdeckung entsteht. 
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Fußnote: *Abfälle mit Herkunft außerhalb des Kreis Steinfurt werden im Regelfall nicht angenommen. Sollten sie 

doch angenommen werden, so wird ein Aufschlag von 50 €/t berechnet. 

 

 
         Kreis Steinfurt 72/2024/434 
 
 
 
 
 
 
 
 

435. Öffentliche Bekanntmachung der 5. Änderungssatzung vom 18.12.2024 
zur „Satzung des Kreises Steinfurt über die Weiterleitung der Ausbil-
dungsverkehrspauschale nach § 11 a ÖPNVG NRW“ vom 11.11.2011 

 
 
Auf Grund des § 5 Absatz 1 der Kreisordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (KrO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.646), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetztes vom 05. Juli 2024 (GV.NRW.S.444), hat der Kreistag des Kreises Steinfurt 
in seiner Sitzung am 16.12.2024 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Die Satzung des Kreises Steinfurt über die Weiterleitung der Ausbildungsverkehrspauschale 
nach zu § 11a ÖPNVG NRW vom 11.11.2011 (Amtsblatt des Kreises Steinfurt Nr. 38/2011, S. 
380), die zuletzt durch 4. Änderungssatzung vom 01.01.2020 (Amtsblatt des Kreises Steinfurt 
Nr. 31/2020, S.366) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
In Artikel 6 Abs. 7 wird der angemessene Gewinnzuschlag von einem Prozentsatz von 4 v.H. 
(Umsatzrendite) durch einen angemessenen Gewinnzuschlag von einem Prozentsatz von 4,99 
v.H. (Umsatzrendite) ersetzt.  

 

alter Wortlaut:  

Im Rahmen der Ausgleichsleistungen steht den Verkehrsunternehmen ein angemessener Ge-
winnzuschlag zu, der einen Prozentsatz von 4 v. H. (Umsatzrendite) nicht überschreiten darf. 
 

neuer Wortlaut: 

Im Rahmen der Ausgleichsleistungen steht den Verkehrsunternehmen ein angemessener Ge-
winnzuschlag zu. Der angemessene Gewinn ist begrenzt auf die Höhe von 4,99 % Prozent vom 
Umsatz. 
 

Artikel 2 
 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 5. Änderungssatzung zur „Satzung des Kreises Steinfurt über die Weiterleitung 
der Ausbildungsverkehrspauschale nach § 11a ÖPNVG NRW“ vom 18.12.2024 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 5 Absatz 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird da-
rauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Steinfurt, den 18.12.2024  Kreis Steinfurt 
  Der Landrat 
  Az. 13/2 – 01.02.05-001/016 
  gez. Dr. Martin Sommer 
  Landrat 
 
 
         Kreis Steinfurt 72/2024/435 
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436. Öffentliche Bekanntmachung der Satzung Allgemeine Vorschrift im 
Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des Krei-
ses Steinfurt zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif 
im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) 
vom 18.12.2024 

 
 

Präambel 
Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, ein digitales, deutschlandweit gültiges „Deutsch-
landticket“ für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zu einem Einführungspreis von 49 
Euro pro Monat im monatlich kündbaren Abonnement einzuführen. Das Deutschlandticket star-
tete erstmals zum 1. Mai 2023. Der Ticketpreis wurde zum 1. Januar 2025 auf 58 Euro pro 
Monat erhöht. 
Bei der Umsetzung arbeiten Bund, Länder, kommunale Spitzenverbände und Unternehmens-
verbände eng zusammen.  
Zur Fortführung des Deutschlandtickets haben Bund und Länder im Rahmen von Muster-Richt-
linien zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusam-
menhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2025 aus Bundes- und Landesmitteln vom 7. Ok-
tober 2024 (im Folgenden: Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025) Maßstäbe zur einheitli-
chen Ermittlung des mit der Einführung des Deutschlandtickets verbundenen Ausgleichs abge-
stimmt. Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 basieren auf den Muster-Richtlinien zum 
Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im ÖPNV im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket 
im Jahr 2024. 
Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 regeln die Ausreichung der Finanzmittel durch 
die Länder an die Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des Schienenpersonen-
nahverkehrs (SPNV) sowie des allgemeinen öffentlichen Personennahverkehrs (allgemeiner 
ÖPNV). Die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2025 waren von den Ländern jeweils noch an 
die konkreten Verhältnisse vor Ort anzupassen und umzusetzen. 
In Nordrhein-Westfalen erfolgt dies im Rahmen der Richtlinien über die Gewährung von Zuwen-
dungen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zu-
sammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2025 in Nordrhein-Westfalen (im Folgenden: 
Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025) (Anlage 1).  
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Auswirkungen des 
Deutschlandtickets im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des SPNV und des allgemeinen 
ÖPNV nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher Dienstleis-
tungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln. 
 
 
 
 
 
 
_______  
1) VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 
23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhebung 
der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung 
der Verordnung (EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 14. De-
zember 2016 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für 
inländische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22). 
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Um eine rechtskonforme Finanzierung zu gewährleisten, erlässt der Kreis Steinfurt vor diesem 
Hintergrund eine allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 in Form einer Satzung. Die allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet des Kreises Steinfurt tätigen Verkehrs-
unternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschlandtickets sowie im Ge-
genzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme 
auf die Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025.Auf Grundlage von 
§ 8 Abs. 3 und § 8a Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), 
§ 3 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-West-
falen (ÖPNVG NRW), § 5 KrO NRW sowie Art. 3 Abs. 2 in Verbindung mit 
Art. 2 Buchst. l) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hat der Kreistag des Kreises Steinfurt in 
seiner Sitzung am 16.12.2024 die nachfolgende Satzung „Allgemeine Vorschrift zur Festsetzung 
des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allge-
meiner ÖPNV)“ und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zu-
sammenhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket für sein Zustän-
digkeitsgebiet beschlossen: 

 

§ 1 Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung  
 

(1) Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift (dazu 

§ 1 Abs. 4) öffentliche Personenverkehrsdienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind 

verpflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu § 7) das 

Deutschlandticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG) 

als Höchsttarif im Sinne des Art. 3 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den 

Vorgaben dieser allgemeinen Vorschrift entsprechend § 1 Abs. 2 anzuerkennen (im 

Folgenden „Tarifanerkennung“ bzw. „Tarifanerkennungspflicht“). Die Tarifanerkennung 

beinhaltet die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen Deutschlandticket zu den 

bundesweit einheitlich geltenden Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen 

Deutschlandticket vom 7. März 2023 in der jeweils geltenden Fassung 

(https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html, Anlage 2), ohne dass den 

Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die Verkehrsunternehmen sind im 

Zusammenhang mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt und 

verpflichtet, an der Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket (vergleiche 

Beschlussfassung für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der 

Einnahmen aus dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellansatzes in der 

jeweils geltenden Fassung, https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html, 

Anlage 3) teilzunehmen, die hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende 

Einnahmenansprüche vollumfänglich geltend zu machen und ggf. diese Ansprüche 

überschießende Einnahmen abzugeben. Konkretisierungen und ausführende 

Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und der Einnahmenaufteilung sind 

entsprechend zu beachten (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html). Soweit 

ein Verkehrsunternehmen Verkehrsleistungen im SPNV oder ÖPNV auch in den 

Gebieten anderer Aufgabenträger erbringt, gilt die Verpflichtung nach dem 

vorstehenden Satz für das Verkehrsunternehmen, wenn das Verkehrsunternehmen im 

Verhältnis zu diesen anderen Aufgabenträgern ebenfalls einen Ausgleichsanspruch 

erwirbt, der dem Anspruch nach dieser allgemeinen Vorschrift und den Vorgaben der 

Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 entspricht, und wenn der 

https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html
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Aufgabenträger eine entsprechende Verpflichtung bzgl. der Einnahmeaufteilung auch 

für alle anderen in seinem Zuständigkeitsbereich tätigen Verkehrsunternehmen schafft, 

die Ausgleichszahlungen nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 

NRW 2025 erhalten.  

(2) Die Verkehrsunternehmen sind zudem verpflichtet, Beförderungsbedingungen des 

Deutschlandtickets aufzustellen und zu veröffentlichen und, wenn und soweit im 

Zusammenhang mit der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für 

das Deutschlandticket selbst zu stellen und/oder bei entsprechenden Tarifanträgen 

Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in dem 

ihnen möglichen, erforderlichen und zumutbaren Umfang an der bundesweit 

einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets mitzuwirken. Die Umsetzung des 

Deutschlandtickets entsprechend den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist 

technisch unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten. 

(3) Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich geografisch auf das 

gesamte Gebiet, für das der Kreis Steinfurt – unter Berücksichtigung von bestehenden 

Regelungen zur Übertragung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen 

Behörden – die Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buchstabe b) 

der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den ÖPNV innehat.  

§ 2 Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; 
Umsetzungsvereinbarungen 

 
(1) Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen öffentlichen 

Personenverkehr auf Grundlage öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden 

(gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen und/oder Nachträge im 

Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in 

Bezug auf die Pflicht zur Tarifanerkennung und die hierfür zu gewährenden 

Ausgleichsleistungen nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche Dienstleistungsauftrag 

eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandtickets und die hierfür zu 

gewährenden Ausgleichsleistungen enthält; im Übrigen ergibt sich die 

Tarifanerkennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden 

Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung der 

Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwicklung der 

Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweisführung hierfür erfolgt auf 

Grundlage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger 

Beachtung der Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift. 

(2) Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich erbracht werden, 

können zur Umsetzung dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, 

Umsetzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem 

Kreis Steinfurt abgeschlossen werden. In der jeweiligen Umsetzungsvereinbarung kann 

insbesondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie der 

Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt werden. Die 
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Umsetzungsvereinbarung begründet keinerlei eigenständige 

Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsansprüche. 

§ 3 Ausgleichsleistungen 
 

(1) Die Verkehrsunternehmen erhalten für den Zeitraum von Januar 2025 bis Juni 2025 

Ausgleichsleistungen für die ihnen durch die Anerkennung des Deutschlandtickets 

entstehenden finanziellen Nachteile nach Maßgabe der obligatorischen Regelungen der 

Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025, insbesondere nach 

deren Nrn. 5.4.1 bis 5.4.7. Nach den Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 

NRW 2025 ist grundsätzlich der Aufgabenträger antragsberechtigt für die in den 

Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 vorgesehenen 

Ausgleichsleistungen. Dieser beantragt diese Ausgleichsleistungen beim Land und 

leitet diese Ausgleichsleistungen in dem vom Land bewilligten Umfang an die 

Verkehrsunternehmen weiter. In Bezug auf die Kosten gilt: Kosten im Zusammenhang 

mit der Anerkennung des Deutschlandtickets können ausschließlich nach Maßgabe der 

Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 berücksichtigt werden. 

Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen bleiben unberührt. 

(2) Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts gemäß Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 

bzw. Nr. 6 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 ist eine 

Aufstellung aller Auswirkungen auf die Einnahmen vorzunehmen.  

(3) Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift dürfen nicht zu einer 

Überkompensation im Sinne des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 führen. 

(4) Die Vermeidung einer Überkompensation wird wie folgt gewährleistet: Erfolgt die 

Überkompensationskontrolle allein über die allgemeine Vorschrift, ist eine jährliche 

Kontrolle erforderlich. Die Ausgleichsleistung darf den finanziellen Nettoeffekt aus der 

Tarifanerkennung des Deutschlandtickets nach Absatz 1 im Sinne von Absatz 2 nicht 

übersteigen. Die Richtigkeit der Ergebnisrechnung und die Angemessenheit des 

Gewinns im Sinne der Ziffer 6 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 ist 

durch einen Wirtschaftsprüfer zu bescheinigen. Der angemessene Gewinn ist begrenzt 

auf die Höhe von 4,99 % Prozent vom Umsatz. Das Verkehrsunternehmen stellt die für 

die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kosten und Erlösen umfassend zur 

Verfügung und ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens einer Überkompensation. 

Ein höherer Gewinn kann im Einzelfall überdies als angemessen akzeptiert werden, 

wenn die Verkehrsdienste in einem wettbewerblichen Vergabe- oder 

Genehmigungsverfahren vergeben wurden und das Verkehrsunternehmen nachweist, 

dass es über die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder der 

Genehmigung, ohne Betrachtung der Corona-geprägten Jahre 2020 bis 2022, eine 

höhere Umsatzrendite mit den zugrundeliegenden Verkehrsdiensten erzielt hätte. Die 

Berechnung einschließlich der Datengrundlagen müssen einer Überprüfung durch den 

Kreis Steinfurt oder dessen Beauftragten zugänglich gemacht werden (vgl. § 4 Abs. 7). 

Zum Nachweis einer nicht vorhandenen Überkompensation ist eine 

unternehmensindividuelle Aufstellung über die Berechnung des finanziellen 
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Nettoeffekts aus der Tarifanerkennung in Bezug auf das Deutschlandticket 

entsprechend § 3 bis zum 1. März 2027 vorzulegen. Als Ergebnis der Aufstellung ist 

unter Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen 

Vorschrift die nicht erfolgte Überkompensation auszuweisen. Sollte im Einzelfall 

dennoch eine Überkompensation festgestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen 

den überkompensierenden Betrag zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe 

einschließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkompensation zurückzuzahlen. 

§ 4 Darlegungs- und Nachweispflichten 
 

(1) Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweispflicht für sämtliche in 

dieser allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und Anforderungen an die 

Gewährung der Ausgleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durchführung 

dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben vollständig und wahrheitsgemäß 

zu machen. Die Richtigkeit der gemachten Angaben und vorgelegten Daten ist im 

Rahmen der Nachweisführung jeweils zu bestätigen. 

(2) Die Verkehrsunternehmen sind – soweit nicht durch einen von ihnen beauftragten 

Dritten gemeldet wird – verpflichtet, jeweils bis zum 20. eines Monats für den Vormonat 

alle selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe des 

Deutschlandtickets unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 benannte Clearingstelle zu melden. Die 

Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die selbst oder im Namen des 

Verkehrsunternehmens erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag 

nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 benannte Clearingstelle zu melden. Die 

Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorläufigen Soll-Einnahmen inklusive 

tariflicher Fortschreibung gemäß Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 

NRW 2025 an die in Nr. 6.3 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 

NRW 2025 benannte Clearingstellte einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2025 

bis zum 20. Februar 2025 zu melden. 

(3) Für die Antragstellung des Kreises Steinfurt beim Land Nordrhein-Westfalen gemäß Nr. 

7.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 am 

30. September 2025 und zugleich für den Antrag der Verkehrsunternehmen beim Kreis 

Steinfurt auf vorläufige Bewilligung von Ausgleichsleistungen nach § 5 Abs. 3, sind von 

den Verkehrsunternehmen bis zum 5. September 2025 vorzulegen: 

a) Berechnungen bzw. eine Schätzung der Höhe der voraussichtlichen 

Ausgleichsleistungen auf Grundlage der in Nr. 5.4 Richtlinien 

Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 genannten 

Berechnungsmethode unter Berücksichtigung der maximal zu 

berücksichtigenden Tarifsteigerungsrate je Tarif i. S. v. Nr. 5.4.1.1 Satz 6;  

b) Prognosen der Verbundorganisationen über die Minderungen gemäß 

Abs. 4 sowie weitere begründende Unterlagen; sofern entsprechende 
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Daten von der Verbundorganisation nicht zur Verfügung gestellt werden, 

hat das Verkehrsunternehmen entsprechende Prognosen und 

begründende Daten selbst vorzulegen.  

(4) Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letztverfügbaren Stand bis zum 

10. Juni 2026 (Nachweis des Landes Nordrhein-Westfalen gegenüber dem Bund bis 

zum 30. Juni 2026 nach § 9 Abs. 6 i. V. m. Anlage 8 RegG) und endgültig bis zum 

7. März 2027 (Nachweis des Kreises Steinfurt gegenüber dem Land Nordrhein-

Westfalen bis zum 31. März 2027 nach Nr. 6.4 Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025) und zugleich für den Antrag der 

Verkehrsunternehmen beim Kreis Steinfurt auf endgültige Bewilligung von 

Ausgleichsleistungen nach § 5 Abs. 5, die nachfolgend aufgeführten Daten und 

Nachweise; die Richtigkeit der endgültigen Daten und Nachweise ist von einem 

Wirtschaftsprüfer zu bescheinigen. Auf Anforderung sind die zugrundeliegenden Daten 

und Berechnungen offenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der endgültigen 

Daten und Nachweise das endgültige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung 

maßgeblich ist, dies jedoch zum 7. März 2027 noch nicht vorliegt, wird der zu diesem 

Zeitpunkt letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung (jedoch nicht älter als einen 

Monat) zugrunde gelegt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der Pflicht zum 

Nachreichen von Bescheinigungen nicht statt.  

1. Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis Juni 2019 sind die nachfolgenden 

Daten und Nachweise vorzulegen: 

a) die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für jeden Tarifbereich 

(Verbundtarife, Übergangstarife, landesweite Tarife, Haustarif), in dem 

das Verkehrsunternehmen tätig ist; 

b) die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunternehmen zugeordneten 

Fahrausweise und Erlöse differenziert nach der jeweiligen Kartenart und 

Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich anzugeben ist der 

Umfang der Betriebsleistungen im Zeitraum von Januar 2019 bis Juni 

2019 in tatsächlichen Fahrplan-Kilometern; 

c) soweit Zahlungsausfälle im Zeitraum von Januar 2019 bis Juni 2019 

nachweisbar sind: Bestätigungen der Verbundorganisationen bzw. 

Testate eines Wirtschaftsprüfers über die Beträge für die betroffenen 

Fahrausweise; 

d) Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufgeteilten 

Einnahmen im Zeitraum von Januar 2019 bis Juni 2019 und die 

Einnahmenaufteilung für die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen für 

den Zeitraum von Januar 2025 bis Juni 2025;  

2. Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2025 bis 

Juni 2025 hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen sind vorzulegen:  
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a) die um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum Januar 2025 bis Juni 2025 

gemäß Nr. 5.4.1.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 

NRW 2025 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019; 

b) die Nachweise über die durchgeführten Tarifanpassungen gegenüber 

dem Referenzzeitraum; 

c) soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise 

zuordnen lassen oder es sich um stückzahlunabhängige 

Pauschalangebote handelt, die mittels der aus der Berechnung nach 

Nr. 5.4.1.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 

2025 abgeleiteten durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung 

hochgerechneten Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs Hierbei ist 

insbesondere je Tarif die in Nr. 5.4.1.1 Satz 6 geregelte maximale zu 

berücksichtigende Tarifsteigerung zu beachten; 

d) Nachweis zur Gesamtzahl der Abonnentinnen und Abonnenten im Sinne 

von Nr. 5.4.1.1 zum 30. April 2023 und zum 31. Januar 2026; 

e) der Umfang der Betriebsleistungen in den Zeiträumen von Januar 2019 

bis Juni 2019 und Januar 2025 bis Juni 2025 in tatsächlichen Fahrzeug-, 

Wagen-, bzw. Zug-Kilometer . 

3. Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Ausgleichsleistungen sind bezogen auf 

den Zeitraum von Januar 2025 bis Juni 2025 vorzulegen: 

a) die gemäß Nr. 5.4.1.2 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket 

ÖPNV NRW 2025 ermittelten, anzusetzenden tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2025 bis Juni 2025; 

b) Bestätigung der Verbundorganisationen zum Ergebnis der Einnahmenaufteilung 

2025 (soweit die Verbundorganisation Zahlungsausfälle im Rahmen der 

Einnahmeaufteilung erfasst: inklusive der Beträge für die ausgegebenen 

Fahrausweise, für die aufgrund von Zahlungsausfällen keine tatsächlichen 

Fahrgeldeinnahmen erzielt wurden); auf Anforderung sind diese auch für die 

Vorjahre vorzulegen; aus der Bestätigung müssen sich Anzahl und 

betragsmäßiger Ansatz für Deutschlandtickets, Deutschland-Jobtickets und 

Deutschland-Semestertickets unter Berücksichtigung des durch Beschluss des 

Koordinierungsrates festgelegten bundeseinheitlichen Vertriebsanreizes 

ergeben; 

c) Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren tarifliche Auswirkungen 

(Mindereinnahmen) einschließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleistungen 

für die Zeiträume von Januar bis Juni der Kalenderjahre 2019 und 2025; 

d) soweit Nr. 5.4.1.1 Satz 6 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 

NRW 2025 (Tarifdeckel) Anwendung findet, ist eine transparente 

Überleitungsrechnung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzulegen; die Einhaltung 

des Tarifdeckels in der Ausgleichsermittlung muss insbesondere durch die 
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Bestätigung der jeweiligen Verbundorganisation bzw. die Bestätigung eines 

Wirtschaftsprüfers nachgewiesen werden; 

e) für die pauschale Ermittlung der in direktem ursächlichem Zusammenhang mit 

der Einführung des Deutschlandtickets vermiedenen oder ersparten 

Aufwendungen aus dem Vertrieb des bisherigen Tarifsortiments: Nachweis über 

die Anzahl der vom Verkehrsunternehmen oder mittelbar über einen 

Vertriebsdienstleister verkauften Fahrkarten im Abonnement jeweils zu den 

Stichtagen 30. April 2023 und 31. Januar 2025 (vergleiche Nr. 5.4.5 der 

Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025); Abonnements 

in diesem Sinne sind Zeitfahrkarten mit einer zeitlichen Gültigkeit von mehr als 

einem Monat einschließlich der in Nr. 5.4.5 der Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 aufgeführten Sonderregelungen; 

f) soweit nach Nr. 5.4.5 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV 

NRW 2025 ein Nachweis über die tatsächlich ersparten Vertriebsaufwendungen 

geführt wird, sind die betragsmäßigen Einsparungen von 

Vertriebsaufwendungen nach Nr. 6.4 Satz 4 der Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 von einem Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 

oder vom Rechnungsprüfungsamt bescheinigen zu lassen; 

g) Nachweise über geleistete Ausgaben für die Einrichtung und Durchführung des 

EAV-Clearings an die DTIX GmbH & Co. KG, die durch die NVBW GmbH 

geleisteten Ausgaben für die gutachterliche Begleitung des Prozesses zur 

Neufassung eines Einnahmeaufteilungsverfahrens, die durch die HVV GmbH 

geleisteten Ausgaben für ergänzende Marktforschungen zur Preisbildung des 

Deutschlandtickets und an die DeutschlandMobil 2030 GmbH geleisteten 

Ausgaben für die Evaluation des Deutschlandtickets (siehe Nr. 5.4.4 der 

Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025); 

h) gesonderte Aufstellung, aus der sich die Berechnung der Soll- und Ist-Netto-

Einnahmen 2025 ohne Einnahmen aus nicht zu berücksichtigenden Kartenarten 

für die Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach 

§§ 228 ff. SGB IX auf Basis von Nr. 5.4.2 der Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 ergibt;  

i) Nachweise über Minderungen anderer Ausgleichsleistungen aus allgemeinen 

Vorschriften nach Maßgabe von Nr. 5.4.3 der Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 sowie eine Aufstellung, aus der die 

Berechnung der entsprechenden Minderungen vollständig nachvollziehbar ist;  

j) Nachweis der nicht vorhandenen Überkompensation gemäß § 3 Abs. 4 

einschließlich Bestätigung der Einhaltung der im Rahmen dieser 

allgemeinen Vorschrift geregelten Anforderungen sowie der korrekten 

Ermittlung, Vollständigkeit und sachlichen Richtigkeit der Daten. 

(5) Der Kreis Steinfurt kann vom Verkehrsunternehmen die Vorlage weiterer Angaben und 

Nachweise verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nachweispflichten nach den 

Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025, insbesondere für den 

Nachweis des Kreises Steinfurt gegenüber dem Land nach Nr. 6.4 der Richtlinien 

Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 über die tatsächlich entstandenen 

nicht gedeckten Ausgaben und Einsparungen gegenüber dem Land auf der Grundlage 

der in Nr. 5.4 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 
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genannten Berechnungsmethode, oder insbesondere aufgrund von bestandskräftigen 

Entscheidungen der EU-Kommission oder des Rechnungshofes erforderlich ist. Werden 

die unter Abs. 2 bis 4 genannten sowie ggf. darüber hinaus die gemäß Satz 1 

geforderten Unterlagen und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann die 

Ausgleichsleistung für das jeweils abzurechnende Jahr ganz oder teilweise versagt 

werden. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind insoweit zurückzuzahlen. 

(6) Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren 

unter Beachtung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des jeweils geltenden 

öffentlichen Dienstleistungsauftrags nach Maßgabe der dortigen Regelungen. Bei 

eigenwirtschaftlichen Verkehren können ergänzende Regelungen zur Darlegungs- und 

Nachweisführung getroffen werden. 

(7) Der Kreis Steinfurt kann die von dem Verkehrsunternehmen nach Maßgabe dieser 

allgemeinen Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise, Kalkulationen, Testate oder 

ähnliches selbst oder durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwiegenheit 

verpflichteten Dritten prüfen lassen. Das Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf 

entsprechendes Verlangen Einblick in die hierfür notwendigen Unterlagen zu gewähren.  

(8) Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbeitung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. 

personenbezogenen Daten werden die jeweils geltenden rechtlichen Vorgaben 

beachtet. Sofern die Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 

diesbezüglich weitergehende Vorgaben treffen, werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei 

Bedarf werden hierzu entsprechende Vereinbarungen zwischen Verkehrsunternehmen 

und dem Kreis Steinfurt getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Aufbewahrung der 

zugrundeliegenden Unterlagen und Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen. 

§ 5 Antrags- und Bewilligungsverfahren, Abwicklung der 
Ausgleichsleistungen, Abschlagszahlungen 

 
(1) Gemäß Nr. 7.1 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 hat 

der Kreis Steinfurt einen Antrag auf Gewährung der Zuwendung bis zum 30. September 

2025 beim Land zu stellen. Der Kreis Steinfurt hat bis zum 30. Juni 2026 vorläufig mit 

dem bis dahin letztverfügbaren Stand (Nachweis des Landes Nordrhein-Westfalen 

gegenüber dem Bund nach § 9 Abs. 6 i. V. m. Anlage 8 RegG) und endgültig bis zum 

31. März 2027 (Nachweis des Kreises Steinfurt gegenüber dem Land Nordrhein-

Westfalen nach Nr. 6.4 Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025) 

entsprechende Nachweise vorzulegen, um die Zuwendungen zu erhalten. 

(2) Gemäß Nr. 4 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 hat der 

Kreis Steinfurt die Zuwendungen nach Abs. 1 an die Verkehrsunternehmen 

weiterzuleiten, soweit die Verkehrsunternehmen erlösverantwortlich sind. Die 

Weiterleitung wird auf Antrag gewährt. Der Antrag ist schriftlich durch vollständige 

Ausfüllung des Antragsformulars auf Gewährung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht 

gedeckter Ausgaben im öffentlichen Personenverkehr im Zusammenhang mit dem 

Deutschlandticket im Jahr 2025 in Nordrhein-Westfalen (Anlage 4) bis zum 
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5. September 2025 beim Kreis Steinfurt zu stellen. Verspätete Anträge können 

zugelassen werden. Dem Antrag sind die in § 4 Abs. 3 genannten Daten und Nachweise 

sowie bei Bedarf weitere begründende Unterlagen beizufügen; die sich im Übrigen aus 

§ 4 ergebenden Pflichten sind einzuhalten. 

(3) Auf den Antrag eines Verkehrsunternehmens ergeht ein vorläufiger 

Bewilligungsbescheid. Mit dem vorläufigen Bewilligungsbescheid wird der 

voraussichtliche Bewilligungsbetrag vorläufig festgesetzt. Der vorläufige 

Bewilligungsbescheid erfolgt auf der Basis des dem Kreis Steinfurt vom Land erteilten 

vorläufigen Bewilligungsbescheids nach den Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV 2025 auf Grundlage der gemäß § 4 Abs. 3 bis dahin 

eingereichten Daten und Nachweise. Die Festsetzung des vorläufigen 

Bewilligungsbetrags beläuft sich auf bis zu 80 % des dem Kreis Steinfurt vom Land auf 

dieser Basis vorläufig bewilligten Betrags; etwaig bereits geleistete 

Abschlagszahlungen nach Abs. 4 sind hierbei zu berücksichtigen. Vor Erlass des 

Bewilligungsbescheides des Landes ist der Kreis Steinfurt nicht verpflichtet, einen 

vorläufigen Bewilligungsbescheid an die Verkehrsunternehmen zu erlassen. Der 

vorläufige Bewilligungsbescheid steht unter dem Vorbehalt der endgültigen 

Bescheidung. Bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren wird der entsprechende Betrag 

vorläufig auf Grundlage des jeweils zugrundeliegenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags gewährt; die vorstehend genannten Grundsätze gelten im 

Übrigen entsprechend.  

(4) Die Verkehrsunternehmen können bei Bedarf formlos für den Zeitraum vor Gewährung 

des vorläufigen Bewilligungsbetrags nach Abs. 3 Abschlagszahlungen beim Kreis 

Steinfurt beantragen, sofern ihnen ein Abwarten bis zur Gewährung des vorläufigen 

Bewilligungsbetrags nicht zuzumuten ist. Die Abschlagszahlungen sind auf die in Ziff. 

7.4 der Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025 geregelten 

Modalitäten begrenzt.  

(5) Für die Bewilligung des endgültigen Bewilligungsbetrags ist das Antragsformular für die 

Gewährung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen 

Personenverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2025 in 

Nordrhein-Westfalen (Anlage 4) vollständig auszufüllen und bis zum 7. März 2027 dem 

Kreis Steinfurt vorzulegen. Zusätzlich sind die Nachweise gemäß § 4 Abs. 4 und § 4 

Abs. 5 bis zum 9. Juni 2026 vorläufig sowie zum 7. März 2027 endgültig einzureichen. 

Auf dieser Grundlage ergeht bei eigenwirtschaftlichen Verkehren der endgültige 

Bewilligungsbescheid, mit dem die Höhe des Bewilligungsbetrags als Ausgleich nach 

Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift endgültig festgesetzt wird. Die Ermittlung der 

Ausgleichsleistungen erfolgt im Rahmen einer Schlussrechnung unter Berücksichtigung 

des bereits geleisteten vorläufigen Bewilligungsbetrags. Der endgültige 

Bewilligungsbescheid erfolgt auf der Basis des dem Kreis Steinfurt vom Land erteilten 

endgültigen Bewilligungsbescheids nach den Richtlinien Zuwendungen 

Deutschlandticket ÖPNV 2025. Vor Erlass des endgültigen Bewilligungsbescheids des 

Landes ist der Kreis Steinfurt nicht verpflichtet, einen endgültigen Bewilligungsbescheid 
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an die Verkehrsunternehmen zu erlassen. Bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren wird 

der entsprechende Betrag auf Grundlage des jeweils zugrundeliegenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags gewährt; die vorstehend genannten Grundsätze gelten im 

Übrigen entsprechend. 

Binnen acht Wochen nach Bestandskraft des endgültigen Bewilligungsbescheides (bei 
eigenwirtschaftlichen Verkehren) bzw. Mitteilung des endgültigen Bewilligungsbetrags 
unter Bezugnahme auf den öffentlichen Dienstleistungsauftrag (bei 
gemeinwirtschaftlichen Verkehren) erfolgt die Schlusszahlung, soweit den 
Verkehrsunternehmen nach der Schlussabrechnung noch Ausgleichsleistungen 
zustehen. Soweit die Verkehrsunternehmen nach der Schlussabrechnung eine 
Überzahlung erhalten haben, haben die Verkehrsunternehmen diese 
Ausgleichsleistungen binnen einer im endgültigen Bewilligungsbescheid zu 
bestimmenden Frist an den Kreis Steinfurt zurückzuzahlen. Überzahlungen sind ab 
Ablauf dieser Frist bis zur Rückerstattung der Überzahlung mit einem Zinssatz von 5 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz jährlich zu verzinsen. Eine Verzinsung im Fall 
der Unterzahlung findet nicht statt. 
 

§ 6 Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
1370/2007 

 
(1) Der Kreis Steinfurt ist über die auf Grundlage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten 

Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) 

Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleistungsauftrag besteht, sind die 

Ausgleichsleistungen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift Bestandteil der 

Ausgleichsleistungen auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags; sie werden somit gesamthaft zusammen mit den 

Ausgleichsleistungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des 

Berichts nach Art. 7 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.  

(2) Sofern dies für die Gewährleistung der Berichtspflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der 

Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können Daten, die im Zusammenhang 

mit dieser allgemeinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von den 

Verkehrsunternehmen eingefordert werden. Verkehrsunternehmen, denen ein 

Ausgleich aufgrund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird, können sich insoweit 

nicht auf Vertraulichkeit bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemachten Angaben 

berufen. 

§ 7 Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten 
(1) Diese allgemeine Vorschrift tritt zum 1. Januar 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Satzung „Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 

1370/2007 des Kreises Steinfurt über die Festsetzung des Deutschlandtickets als 

Höchsttarif im allgemeinen ÖPNV“ vom 06.06.2023 außer Kraft. 

(2) Diese allgemeine Vorschrift tritt am 30. Juni 2025 außer Kraft. Die Abwicklung des 

Verfahrens über die Gewährung von Ausgleichsleistungen für den Zeitraum von Januar 

2025 bis Juni 2025 wird auch nach dem Außerkrafttreten gemäß Satz 1 nach den 
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Regelungen dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt (insbesondere Erfüllung 

sämtlicher Nachweispflichten durch die Verkehrsunternehmen und Durchführung der 

Schlussabrechnung durch den Kreis Steinfurt). Die allgemeine Vorschrift kann durch 

Änderungssatzung verlängert, geändert oder aufgehoben werden.  

(3) Der Kreis Steinfurt kann diese allgemeine Vorschrift und die damit verbundene Pflicht 

zur Anerkennung des Deutschlandtickets mit einer angemessenen Ankündigungsfrist 

außer Kraft setzen, insbesondere wenn der Bund oder das Land Nordrhein-Westfalen 

keine ausreichende Unterstützung des Deutschlandtickets mehr sicherstellen, um die 

auf Basis der allgemeinen Vorschrift bestehenden Ausgleichsansprüche vollumfänglich 

zu befriedigen.  

Anlagen 
 
 
Anlage 1: Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zum Ausgleich nicht gedeckter 

Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2025 in Nordrhein-Westfalen vom 07. November 2024 
(Richtlinien Zuwendungen Deutschlandticket ÖPNV NRW 2025) 

 
Anlage 2: Tarifbestimmungen Deutschlandticket vom 7. März 2023 in der Fassung vom 

7. Oktober 2024 
 
Anlage 3: Beschluss für ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnah-

men aus dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellansatzes“ vom 20. 
März 2023 inklusive Ergänzung 

 
Anlage 4: Antragsformular für die Gewährung einer Zuwendung zum Ausgleich nicht gedeck-

ter Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2025 in Nordrhein-Westfalen 

 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung „Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 des Kreises Steinfurt zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im 
allgemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV)“ vom 18.12.2024 wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 5 Absatz 6 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) wird da-
rauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

2. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
3. der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
4. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die 
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verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Steinfurt, den 18.12.2024  Kreis Steinfurt 
  Der Landrat 
  Az. 13/2 – 01.02.05-001/026 
  gez. Dr. Martin Sommer 
  Landrat 
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437. Öffentliche Bekanntmachung der 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Abwassergebühren in der Gemeinde Saerbeck 
vom 19.12.2024 

 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 05. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), in der jeweils geltenden Fassung, 
der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgaben-gesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 05. März 2024 (GV. NRW. S. 155), in der jeweils geltenden Fassung, des § 54 des 
Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV. NRW. 
1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2021 (GV. 
NRW. S. 1470), in der jeweils geltenden Fassung, sowie des Nordrhein-Westfälischen Ausfüh-
rungs-gesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 
2016, S. 559 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 
560), in der jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Gemeinde Saerbeck in seiner Sitzung 
am 19.12.2024 folgende Satzung beschlossen: 

 

Artikel I 

Die Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren in der Gemeinde Saerbeck vom 
05.02.2009 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 30.03.2023 wird wie folgt geändert: 

 
§ 4 Nr. 6 wird aufgehoben und wie folgt ersetzt: 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
6. Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 4,12 €. 

 

 
§ 5 Nr. 7 wird aufgehoben und wie folgt ersetzt: 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
7. Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche i.S.d. 

Abs. 1   0,86 €. 
8.  

Artikel II 
Diese Satzungsänderung tritt zum 01.01.2025 in Kraft.  
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 2. Sazung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Abwassergebüh-
ren in der Gemeinde Saerbeck vom 05.02.2009 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 
30.03.2023 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20086&vd_back=N1470&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20086&vd_back=N1470&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19433&vd_back=N560&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19433&vd_back=N560&sg=0&menu=1
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gem. 
§ 7 (6) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekom-
men der o.a. Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden können, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die vorstehenden Satzungen sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Saerbeck, den 19.12.2024  Gemeinde Saerbeck 
  Der Bürgermeister 
  gez. Dr. Lehberg 
   
 
         Kreis Steinfurt 72/2024/437 
 
 
 
 
 

438. Öffentliche Bekanntmachung des Entwurfes der Haushaltssatzung der 
Gemeinde Saerbeck für das Haushaltsjahr 2025 

 
 
I. Der folgende Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Saerbeck für das  
   Haushaltsjahr 2025 wurde am 19.12.2024 dem Rat der Gemeinde Saerbeck zugeleitet: 
 

ENTWURF der 
 

H A U S H A L T S S A T Z U N G 
 

der Gemeinde Saerbeck 
 

für das Haushaltsjahr 2025 
 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444), hat der Rat der Gemeinde Saerbeck 
mit Beschluss vom …………….. folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Ge-
meinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehen-
den Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=21758&vd_back=N444&sg=0&menu=1
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im Ergebnisplan mit 
 
 dem Gesamtbetrag der Erträge auf     25.968.356,00 € 
 
 dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf    26.871.030,00 € 
 
 abzüglich globaler Minderaufwand von         0,00 € 
 
 
im Finanzplan mit 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 

aus laufender Verwaltungstätigkeit auf    22.234.250,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit     24.250.260,00 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit        8.801.900,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit      10.948.950,00 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit       2.100.000,00 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit          579.400,00 € 

 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich sind, wird auf 
2.100.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnis-
ses im Ergebnisplan wird auf 902.674,00 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dür-
fen, wird auf 11.000.000,00 € festgesetzt. 
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§ 6 (deklaratorisch*) 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt festge-
setzt: 
 

1.  Grundsteuer  
   
1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer 

A) auf    
     399 v.H.  

   
1.2 für Grundstücke (Grundsteuer B) auf      877 v.H. 
   
2. Gewerbesteuer auf       470 v.H. 

 
*Die Hebesätze wurden bereits mit Hebesatzsatzung vom 18.11.2024 festgesetzt. 
 

§ 7 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitionsmaßnahmen im Teilfinanzplan gem. 
§ 4 Abs. 4 Satz 3 KomHVO NRW wird auf 10.000 € (Summe der jährlichen Ein- und Auszah-
lungen je Investition) festgesetzt. 
 
 
Saerbeck, den 22.11.2024 
 
Aufgestellt:       Bestätigt: 
(§ 80 Abs. 1 GO NRW)     (§ 80 Abs. 2 GO NRW) 
 
 
gez.        gez. 
Attermeier       Dr. Lehberg 
Kämmerer       Bürgermeister 
 

 
 
 
 
II. Der vorstehende Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Saerbeck für das  

    Haushaltsjahr 2025 wird hiermit gem. § 80 GO NRW öffentlich bekannt gemacht.  

    Während der Dauer des Beratungsverfahrens wird der Entwurf der Haushaltssatzung  

    mit Anlagen im Rathaus (Raum 406), Ferrières-Straße 11, 48369 Saerbeck, verfügbar  

    gehalten. Des Weiteren kann der Entwurf der Haushaltssatzung auf der Homepage der  

    Gemeinde Saerbeck (www.saerbeck.de) eingesehen werden. 

 

    Einwohner und Abgabepflichtige können in der Zeit vom 23.12.2024 bis 31.01.2024 gegen  

    den Entwurf der Haushaltssatzung Einwendungen beim Bürgermeister der Gemeinde  

http://www.saerbeck.de/
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    Saerbeck, Ferriéres-Straße 11, 48369 Saerbeck, erheben. 

 
Saerbeck, den 19.12.2024  Gemeinde Saerbeck 
  Der Bürgermeister 
  gez. Dr. Lehberg 
   
 
         Kreis Steinfurt 72/2024/438 
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